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Inland. 


Berlin den 18. April. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Premier⸗Lieutenant, Arreſt- und Corrections⸗Haus⸗Inſpektor a. D., Holl 
zu Cleve; ſo wie dem Kaiſerl. Oeſterreichiſchen Vice-Konſul Champion zu Ras 
hira, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe zu verleihen. 


Der Erbkämmerer im Fürſtenthum Münſter, Graf von Galen, iſt von 
Aſſen hier angekommen. — Se. Excellenz der Großherzogl. Mecklenburg⸗Schwerin⸗ 
Ihe General⸗Lieutenant, von Both, iſt nach Ludwigsluſt abgereiſt. 

— EEE 

Berlin den 19. April. Es ſoll die Abſicht einiger einflußreichen Staats— 

männer ſein, während der gegenwärtigen bedrängten Zeit verſchiedenen großen 
Fabrikanten in der Monarchie bedeutende Geldſummen zur Verfügung zu ſtellen, 
damit ſie jetzt ſo viel Arbeiter als möglich in ihren Fabriken beſchäftigen. Die da⸗ 
durch erzielten Fabrikate ſollen aber nur im Auslande abgeſetzt werden, damit die 
anderen inländiſchen Fabrikanten, denen keine ſolche Unterſtützung zu Theil wird, 
nicht darunter leiden. 
7 Der Zollverein hat im vorigen Jahre, ohne Abzug des Präcipuums, von 
200,000 Thlr. an Preußen eine Brutto-Einnahme von 26 Mill. 57 1,311 
Thlr., d. i. 1 Mill. 15,224 Thlr. weniger, als im Jahre vorher. Die Ver⸗ 
minderung fand an den Ein⸗ und Durchgangs⸗Abgaben ſtatt, nachdem die Aus: 
fuhrzölle um 78,550 Thlr. gewachſen ſind, beſonders wegen des angeordneten 
Ausgangszolles auf Getreide. Der Verluſt betrifft beſonders wollene Waaren, 
Rohzucker und Rohtaback. Den meiſten Zollertrag lieferten im vorigen Jahre 
Rohzucker für Siedereien 1 Mill. 358,645 Ctr. mit 6 Mill. 793,225 Thlr., 
Kaffee und Surrogate 817,039 Ctr. mit 5 Mill 310,753 Thlr., Wein und 
Moſt 277,597 Ctr. mit 1 Mill. 701,401 Thlr., Rohtaback 290,324 Ctr. 
mit 1 Mill. 596,7 66 Thlr., geſchmiedetes Eiſen und Eiſenbahnſchienen mit 1 
Mill. 520,786 Thlr., und Baumwollengarne 634,789 Ctr. mit 1 Million 
342,173 Thlr. 6 

Die Börſe, jetzt überall Barometer der politiſchen Meteorologie, war dieſer 
Tage in großer Bewegung. Es war eine Manie, zu verkaufen, zum Theil ſelbſt 
à tout prix, unter die Spekulanten gefahren. Ein hieſiger Banquier ſtellte 
alle ſeine Effekten an Papieren Kaufluſtigen zur Dispoſition. Die Furcht und Angſt 
und das Ungewohnte, Neue der Thätigkeit eines gehaltvollen politiſchen Körpers, 
dies allein ſchon reicht hin, den Glauben an die Stabilität der Dinge zu erſchüt⸗ 
tern. Aber bis jetzt iſt in der That Alles in beſter, wenn auch lebendiger 
Ordnung. Der König hat von ſeinem Standpunkte aus ſich als ganzer, voller 
Monarch, „als Erbe einer ungeſchwächten Krone“ entſchieden und energiſch ma⸗ 
nifeſtirt. Das muß Jeder von jedem Standpunte aus anerkennen, denn „die 
Zeit der Ungewißheit über die Verfaſſung iſt vorüber.“ 

(Magdb. Ztg.) Es iſt in dieſem Augenblicke die Aufmerkſamkeit zu ſehr auf 
den Landtag gerichtet, als daß beim großen Publikum die neueſten Erlaſſe der 
Regierung, das Religions- oder Toleranzediet und die Ausdehnung der Münd⸗ 
lichkeit im Gerichtsverfahren den Eindruck hätten hervorbringen können, der ihrer 
Wichtigkeit entſpricht. Bei uns ſchreitet die Geſchichte jetzt ſo ſchnell, daß es 
der vollſten Aufmerkſamkeit bedarf, um allen dieſen fo bedeutſamen Momenten 
zu felgen, und erſt nach und nach wird die öffentliche Meinung im Stande ſein, 
ſie einzeln gebührend anzuerkennen und zu würdigen. 

Berlin. „ c l glauben nicht falſch unterrichtet zu fein, wenn wir melden, 
daß eine geſetzliche Aenderung in den Verhältniſſen der Juden zu den übrigen 
Unterthanen der Monarchie bevorsteht. Zwar wird von keiner allgemeinen Gman: 
cipation der Preußiſchen Juden die Rede ſein, und ſie werden nach wie vor von 
allen obrigkeitlichen Aemtern ausgeſchloſſen bleiben, aber die Hinderniſſe, welche 
ihrer Berufung zu Profeſſoren an den Univerſitgten ve. bis jetzt im Wege ſiehen, 
ſollen aufgehoben werden. Jedenfalls würde ein ſolches Geſetz mit allgemeiner 
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wohnerſchaft Berlins ſchon immer als ein integrirender Theil der Bevölkerung an 
geſehen wird, davon könnten die verſchiedenſten Beiſpiele beigebracht werden; von 
den 2600 Thlr. z. B., welche in dieſem Winter die beiden zum Beſten der Ar- 
men veranſtalteten Bälle eingebracht haben, iſt eine verhältnißmäßige Summe der 
hieſigen Judenſchaft ausgezahlt worden. Der Bau der neuen Synagoge iſt aller⸗ 
dings auf einige Schwierigkeiten geſtoßen. Die Gemeinde hatte nämlich unter 
Vorbehalt einen Platz für die Erbauung derſelben angekauft, der Bau derſelben 
an dieſem Orte ſoll aber bei dem Könige keine Genehmigung gefunden haben, 
weil die Nähe der Garniſonkirche für den Gottesdienſt in beiden Gebäuden Stö⸗ 
rungen verurſachen könnte. Wie man weiter hört, wäre die Gemeinde auf das 
Köpnicker⸗Feld hingewieſen, und man wollte ihr, falls ſie dort baue, erlauben, 
daß die Fronte der Synagoge ſich nach der Straße zukehre, was ſonſt den Juden 
in Preußen nicht erlaubt iſt; allein die Gemeinde will nicht auf dieſen Vorſchlag 
eingehen, da die Gegend des Köpnicker-Feldes allzu weit vom Mittelpunkt der 
Stadt entfernt ſei. 3 

Von den hieſigen Buchhändlern Simon und Springer iſt ein Cirkular ausge⸗ 
geben worden, worin ſie an Kapitaliſten die Aufforderung richten, eine Summe 
von 20,000 Thlr. zuſammenzubringen, damit durch dieſe Summe ein Volks⸗ 
bücherverlag im Großen eingerichtet werden könne. Es ſcheint alſo ein Akti⸗ 
enunternehmen beabſichtigt zu ſein. Der Volksbibliotheken verein, welcher 
auf Anregung des Lehrers F. Schmidt zu Stande kam, iſt bekanntlich an bes 
Nichtgeuehmigung der Behörde geſcheitert; daß aber eine Organiſation der Volks⸗ 
lekture nach geſunden Prinzipien bei uns noth thut, wird wohl nicht in Abrede 
geftellt werden können. Das Kolporteutweſen hat bei uns eine widerliche Richtung 
und Ausdehnung erhalten, und die Lekture, welche die Kolporteure verbreiten, iſt 
immer weit mehr auf die Spekulation eines Einzelnen als auf das wahrhafte und 
weſentliche Intereſſe des Volks berechnet. f 

Die Berathungen über das neue Wechſelrecht für Preußen follen ſo weit 
vorgeſchritten ſein, daß die Bekanntmachung deſſelben nicht mehr allzu lange wird 
auf ſich warten laſſen. Wie wir hören, wäre es in 20 Paragraphen zuſammen⸗ 
gedrängt worden, und unſere Geſetzgebung hätte ſich hier alſo von dem Prinzip 
der Kürze und Bündigkeit recht erfreulich durchdringen laſſen. Nach dem neuen 
Wechſelrechte würde jeder majorenne Unterthan als wechſelfähig anerkannt werden, 
während bis jetzt in Preußen die Wechſelbefähigung nur an beſtimmte Klaſſen ge⸗ 
knüpft iſt. Durch die Erlaſſung eines ſolchen Geſetzes würde ſehr wahrſcheinlich 
auch dem bei uns fo tief geſunkenen Perſoualkredit eine nicht unweſentliche Unter⸗ 
ſtützung gewährt werden. 


Wernigerode, den 16. April. Das Unglück ift hier ohne Uebertreibung 
ſehr groß, und kommt mit ähnlichen Brandſchäden in keinen Betracht, da man 
am Harz ſo bitterlich arm iſt; denn die Felſen und Berge ſind ſchön für das Auge, 
aber es ſind keine Fruchtfelder, die mit ihren goldenen Aehren den Schaden der 
Elemente im Laufe der Jahre vergüten und den Verluſt mit doppeltem Erndteſe⸗ 
gen decken. Nur ein rührendes Mitleid hilft die tiefen Wunden heilen. Außer 
Berlin haben beſonders auch die Magdeburger ihre Theilnahme für die arme 
Bergſtadt bereits bewieſen. Seit geſtern haben wir hier tiefen Schnee, und ein 
Leichentuch deckt die ſchauerliche Branbftätte, auf welches die Thränen der armen 
Unglücklichen fallen! 


Köln, den 13. April. Die Nachricht, daß unſere Königin dieſen Sommer 
einige Monate am Rhein zubringen werde und zwar abwechſelnd in Bad Ems und 
auf den Schlöſſern zu Brühl und Stolzenfels, gewinnt immer mehr Gewißheit. 
In Brühl iſt man fortwährend mit Einrichtungen des Schloſſes und Verſchöne⸗ 
rungen des Parks beſchäftigt. 10 

Der Lieutenant a. D. Anneke wird hier eine Stelle als Eiſenbahn⸗Direktor er⸗ 
halten und ſich mit einer jungen Schriftſtellerin aus Münſter verheirathen. ö 


—— 


Ausland. 
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Aus Norddeutſchland. — (D. A. 3.) Wie die ultramontane 
Preſſe früher Preußen, Württemberg, Baden und andere Deutſche Staatsre⸗ 
gierungen mit Schmähungen überhäufte, jo thut fie dies jetzt rückſichtlich Ba i⸗ 
erns, was fie früher glorificirte. Aber zugleich greift fie die liberale Preſſe be⸗ 
ſonders deshalb an, daß dieſe über die Quſescirungen und Verſetzungen jener 
Münchener Profeſſoren ſchweigt, welche die Koryphäen des Deutſchen Ultramon⸗ 
tanismus waren. Welchen Lärm, fo rufen die ultramontanen Organe aus, erho⸗ 
ben die liberalen Blätter, wenn Profeſſoren und Beamte ihrer Farbe abgeſetzt 
wurden, und wie ſtumm bleiben ſie bei der Abſetzung ihrer Gegner! Wir wollen 
die Ultraliberalen nicht in Schutz nehmen, denn Inkonſequenz iſt bekanntlich eben 
ſo wie Parteilichkeit ihre ſchwache Seite. Allein es findet ſich doch ein Unterſchied 
zwiſchen den in Rede ſtehenden Abſetzungen reſp. Verſetzungen ſtatt. Die derma⸗ 
len in Baiern vorgefonfhienen Veränderungen in der Beſetzung gewiſſer Lehrämter 
find in ſchonender Form und lediglich als eine unvermeidliche Folge des veränderten 
Regierungsſyſtems vor ſich gegangen. Oder ſoll Baiern zugeben, daß ſeine aka⸗ 
demiſche Jugend fernerhin im Fanatismus gegen ſeine akatholiſchen Mitbürger er⸗ 
zogen und mit den Ideen des Mittelalters erfüllt werde? Etwas Anderes war. 
aber nicht zu erwarten, wenn es die ultramontanen Lehrer auf der Univerſität zu 
München beibehielt. Würden dieſe durch ihren römiſchen Eifer ſo bekannten 
Männer die unerfahrene Jugend nicht immer feſter an ſich gekettet und ſie einem 
liberalen, toleranten Syſteme nicht ganz entfremdet haben? Die Herren Ultra⸗ 
montanen find ja ſonſt fo große Freunde des Abſolutismus. Sie haben es ver⸗ 
theidigt, daß der Papſt am Rhein und in Frankreich die despotiſche Einrichtung 
getroffen hat, daß der Viſchof die Pfarrer à la turque auf den Wink abſetzen 
kann; ſie haben auch bei der römiſchen Abſetzung der beiden Bonner katholiſchen 
Profeſſoren kein Wort zu ihrer Vertheidigung geſagt. Warum toben ſie denn 
jego fo, da die Vairiſche Regiereng Einige der ihrigen quiescirt und verſetzt? Es 
iſt gar nicht abzuſehen, warum über dieſe ultramontanen Lehrer ſo viele Klage⸗ 
lieder erſchallen ſollen, da fie über die katholiſchen Profeſſoren Braun und Ach⸗ 
terfeld in Bonn nicht erſchallen ſollten. Der liberalen Preſſe iſt es aber vollends 
nicht zuzumuthen, daß ſie Diejenigen vertheidige, welche ſie ſo lange in den hi⸗ 
ſtoriſch⸗politiſchen und andern deutſch⸗römiſchen Blättern nicht anders als die „re— 
volutionaire, radikale, ſchlechte Preſſe“ genannt haben. 

Die Oberrheiniſche Zeitung bringt nachſtehenden Bericht aus Lahr: „Seit 
einigen Tagen haben in unſerer Gegend polizeiliche Nachforſchungen nach einem 
Flugblatte von K. Heinzen ſtattgefunden, zugleich vernimmt man, daß auf den 
Dichter Hoffmann von Fallersleben gefahndet werde, der, obgleich man nir⸗ 
gend eine Spur von ihm hat, mit jener Verbreitung in Verbindung gebracht wird.“ 

Aus dem Badiſchen wird der Kölniſchen Zeitung geſchrieben: „Als eine 
das jetzige Regierungsſyſtem Höchft bezeichnende Thatſache erſcheint die Berufung 
des ehemaligen Tübinger Profeſſors, des ausgezeichneten Robert v. Mohl, als 
ordentlichen Profeſſors der Staatswiſſenſchaften nach Heidelberg. Prof. Mohl 
wird noch eine Reiſe nach England machen und ſchon im Sommerſemeſter ſeine 
Wirkſamkeit als Lehrer beginnen.“ 

Worms. — Die Staatsregierung hat an die beiden hieſigen deutſch⸗katho⸗ 
liſchen Geiſtlichen den Befehl erlaſſen, daß wenn nicht bis zum 20 ſten l. M. ein 
einziger Vorſtand und nur ein gottes dienſtliches Lokal, alſo Vereinigung der Ge⸗ 
meinden vorhanden ſei, ſich Beide ferner aller gottesdienſtlichen Handlungen zu 
enthalten haben. 

München. — Stark geht die Rede, daß Schelling wieder als Präſident 
der Akademie der Wiſſenſchaften hierher kommen ſoll, eben jo, daß mehrere Aen⸗ 
derungen in dem Perſonenſtand dieſes gelehrten Inſtituts ftattfinden würden. Man 
ſpricht ſogar von einer Reorganiſirung der Akademie. f 

Eine Königliche Verordnung vom 23. März verfügt in Bezug auf die Ge⸗ 
lübde in Nonnenklöſtern, daß 1) vor dem 33ſten Lebensjahre das ewige Gelübde 
nie abgelegt werden kaun und ſich hierin genau an die früheren Miniſterial⸗Ent⸗ 


ſchließungen zu halten iſt; namentlich wird den zu ſolchen Gelübde Ablegumgen 
jedesmal zu ernennenden Kommiſſarien auf das ſtrengſte eingeſchärft, Zuwider⸗ 


handlungen jedesmal ſogleich zur Anzeige zu bringen, in welchem Falle auch ſolche 
verbotswidrig abgelegte Grlübde als nicht bindend angeſehen werden. 2) Kann 
die Ablegung der weltlichen wie der geiſtlichen Gelübde nur unter Mitwirkung ei⸗ 
nes weltlichen Königlichen Kommiſſars ſtattfinden, welchem das Recht zuſteht, 
unmittelbar vor der Profeß⸗Ablegung mit der Nonne, allein ohne Beiſein der 
Geiſtlichkeit eine Unterredung zu pflegen, um ſich zu überzeugen, ob nicht Zwang 
oder Ueberredung mit im Spiele ſei; ſollte der Kommiſſar ſich von dem Vorhan⸗ 
denſein eines Zwanges oder der Ueberredung überzeugen, ſo ſteht ihm das Recht 
zu, die Gelübde-Ablegung augenblicklich zu ſuspendiren. 

Offenburg. (FIrb. Zig.) — Dr. Rauſchenblatt (bekannt aus den Göt⸗ 
Unger Unruhen), der ſich in Straßburg aufhielt, wurde, wie wir jo eben hören, 
zu Kehl, während er im Begriffe war, aufrühreriſche Schriften zu vertheilen, 
feſtgenommen und in das Amtsgefängniß nach Kork abgeführt. 1 

Mannheim, den 18. April. Die Gerüchte über den Ausbruch von 
Unruhen in einzelnen Bezirken des badiſchen Odenwaldes haben ſich nicht be- 
ſrätigt, das Ganze ſcheint ſich darauf zu beſchränken, daß der angebliche Auf- 
ruf zu einer Revolutions Verſammlung auf den 12. April, deſſen Abschrift wir 
im Auszuge mittheilten, und die zur Fahndung und Vorkehr ergriſſenen Maßre⸗ 
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geln an einzelnen Orten ein ungewöhnliches Aufſehen und damit verbundenes Be⸗ 
wegtſein veranlaßten. Die Gerüchte aber mochten hierorts um ſo bedenklicher 
aufgenommen werden, als man unbeſtimmte Kunde von einer hier gedruckten Re⸗ 
gierungsproklamation erhielt und auch, wie wir j mit Beſtjmmtheit erfahren, 
Dragoner⸗ und Jufanterie-Abtheilungen in mapſchferkigen Zustand geſetzt wurden. 

Karlsruhe, den 13. April. (Karli. 3.) Nachdem die Flugschriften von 
Heinzen auf geheimnißvollen Wegen maſſenhaft in dem Lande verbreitet wor⸗ 
den waren, iſt nun, man weiß nicht, ob aus derſelben Quelle, ein „Aufruf“ nach⸗ 
gefolgt, welcher direct auf ſein Ziel losgeht. Derſelbe fordert mit dürren Wors 
ten zum Aufſtand und Mord auf und ſetzt ſoggr einen beſtimmten Tag des Aus⸗ 
bruchs feſt. Es läßt ſich ſchwer erklären, wie man mit einem fo gbenteuerlichen 
Aufrufe, der zugleich ſo unverſchleiert den Mord als ſeinen Zweck bezeichnet, auf 
Anklang oder Erfolg rechnen mochte; wohl aber ließe ſich denten, daß in einer Zeit 
wie die heutige ſolche fortgeſetzte und planmäßige Aufreizungen, wenn einmal ein 
Zuſammenlauf zu Stande gebracht wäre, zu Exceſſen gegen das Eigenthum, An⸗ 
griffen auf die Wohlhabenderen, Plünderung von Fruchtſpeichern, Branſtiftungen 
oder dergleichen führen konnten. Für den Fall, daß irgendwo ein ſolcher Ver⸗ 
ſuch gewagt werden ſollte, ſind, wie wir vernehmen, alle erforderlichen Gegen— 
maßregeln getroffen. Die Behörden ſind vorbereitet; man hält die Mittel 
in Bereitſchaft, Ordnung und Sicherheit aufrecht zu erhalten, und wird in vollem 
Maße davon Gebrauch machen. 

O eſter reich. 

Wien den 13. April. Die bereits im vorigen Jahre begonnenen Verhand⸗ 
lungen über den Anſchluß der Donau-Dampfſchifffahrt an die ruſſiſche Dampf⸗ 
boot⸗Linie zwiſchen Galaez und Odeſſa find nun zum Abſchluſſe gekommen, und 
die Dampfſchifffahrts-Verbindung auf der genannten Route iſt auch ſchon in die⸗ 
ſem Monate ſowohl für Reiſende, als für Wanren-Transport ins Leben getreten. 
Die ruſſiſchen Dampfſchiffe ſchließen ſich den an dem wallachiſchen Ufer in freier 
Pratika verkehrenden Donauböton in Galaez an, wo die gegenſeitige Uebernahme 
der Reiſenden und Waaren vor ſich geht. . . 

Nach eingelangter Auzeige des galiziſchen Landes⸗-Guberniums über den Stand 
der Rinderpeſt in Galizien, im angrenzenden Königreiche Polen und in der Mol⸗ 
dau hat dieſe verderbliche Seuche dort leider allenthalben wieder zugenommen, 
weswegen verſchärfende Ueberwachungs-Maßregeln gegen deren Verbreitung ans 
geordnet werden mußten. 

Den nach dem Königreiche Polen reiſenden öſterreichiſchen Unterthanen iſt wie⸗ 
der die Erleichterung geworden, daß die Beibringung der Viſa einer ruſſiſchen 
Geſandtſchaft oder eines ruſſ. Konſulats nicht mehr verlangt wird, und demnach 
dieſſeitigen Unterthanen, welche mit ordnungsmäßigen Paſſen verſehen find, nt 
jo wie früher keine Anſtände mehr beim Eintritte über die ruſſiſch⸗polniſche Grenze 
verurſacht werden ſollen. 

Frankreich. 

Paris den 14. April. Königin Chriſtine hat einen Beſuch des päpftlichen 
Nuntius, Monſignor Garibaldi, erhalten. 

Die Hauptbeſtimmungen des neuen Geſetz-Entwurfs über den ö i 
terricht find: Die Verpflichtung der Zöglinge zu den e 8 
Kollegien iſt aufgehoben. Keiner, der zu einer nichtautoriſirten religiöſen 
Cougregation gehört, darf in den Uuterrichtsanſtalten Unterricht ertheilen, und 
jede Uebertretung dieſer Vorſchrift wird vor die Gerichte gezogen. Auf die ſchon 
beſtehenden Privatanſtalten findet das neue Geſetz nur inſofern Anwendung, als 
die Vorſteher und Lehrer derſelben fünf Jahre Zeit haben, um die geſetzlich ver⸗ 
langten akademiſchen Grade ſich zu erwerben; die Vorſteher müſſen Licentiaten, die 
Lehrer Bakkalauren der allgemeinen Wiſſenſchaften fein. au 

Der Moniteur publizirt eine ganze Reihe von Ernennungen und Verſetzun⸗ 
gen im Raug der Legations⸗Räthe und Attachks. So kommt Herr Gabriac von 
Frankfurt nach Wien und Graf Dareourt, bisher Attache der Geſandſchaft in 
China, wird in gleicher Eigenſchaft nach Frankfurt verſetzt. 

Der Courrier français ſpricht von einem lebhaften Zwiſte, der zwiſchen 
dem Franzöſiſchen Conſul zu Porto, und der Portugieſiſchen Regierung, wegen 
der Beſchlagnahme eines franzoͤſiſchen Schiffes von Seiten des Blokade-Geſchwa⸗ 
ders von Porto eutſtanden fei. 

Die vom Marſchall Bugeaud beabſichtigte Expedition nach Kabylien wird auch 
vom Corrier francais heftig getadelt. a 

Nach einem lange gehegten Plane ſoll jetzt in Konſtantinopel ein Franzöͤſiſches 
Spital errichtet werden, welches zur Aufnahme kranker Chriſten aller Nationen 
beſtimmt iſt. 8 

Der Bey von Tunis hat den General-Lieutenants von Lamoricière und Bes 
dean und dem Gontre-Admiral Rigodit den Niſchan-Orden zweiter Klaſſe verliehen. 

Das Journal des Débats bezeichnet den Gefeh- Entwurf über die Zölle, 
welchen der Handels-Miniſter am 31. März der Deputirten-Kammer vorgelegt hat, 
als einen an ſich zwar beſcheidenen Vorſchlag, der aber doch den weſentlichen und 
wohl zu bemerkenden Charakter darbiete, daß er Frankreich einen Schritt auf der 
Bahn der Handelsfreiheit thun laſſe. 

Das Journal des Döbats koͤmmt wieder auf die Nothwendigkeit zurück, 
die im Januar dieſes Jahres der Getreide Einfuhr gewährten Freihelten noch um 
ein Jahr zu verlängern und auch der Einfuhr von Schlachtvieh und Pökelſleiſch 
zuzugeſtehen, und ſucht die vom National und Conſtitutionnel erhobenen 
Einwendungen zu widerlegen. 

Der Conrrier frangais erzählt, daß der Miniſter⸗Rath, bevor er ſich 
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über die Verlängerung der freien Getreide⸗Einſuhr entſcheiden wolle, ſich noch 
vorher Auskunſt darüber vom Handels⸗Miniſter erbeten habe, ob die Nothwen⸗ 
digkeit zu einer ſolchen Maßregel vorliege. 3 
Man iſt nicht ohne ernſthafte Beſorgniß in Betreff der Lage des Staatsſchatzes, 
Herr Lacave⸗Laplagne hat bisher noch nicht die 65 Millionen Fr. in Schatzſcheinen 
unterbringen können, mit welchen er die flottirende Schuld vermehren wollte. Er 
ſoll für 35 bis 40 Millionen Fr. zu 4 pCt Zins placirt und ſich damit für den 


Augenblick geholſen haben. Die Geldkriſis, welche in England herrſcht, erlaubt 


nicht, auf Beihülfe von dort zu rechnen. 

Die Nachricht, daß der junge Fuͤrſt Armand von Poliguac feinen Sitz in der 
Pairs⸗Kammer in Anſpruch genommen habe, wird von der Union monarchi⸗ 
que für unwahr erklärt. 

Der Juſtiz-Miniſter Hebert iſt mit einer Majorität von 434 gegen 29 
Stimmen wieder zum Deputirten gewählt worden. 

8 Spanien. 

Die Ernennung des Herzogs v. Valencia (Rarvaez) zum außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter in Paris an die Stelle von Martinez de 
la Roſa, ſowie die von Don Luis Lopez de la Torre Ayllon zum Geſandten in 
Liſſabon an Hrn. Gonzalez Bravo's Stelle wird durch die in der Gazeta vom 8. 
April enthaltenen Königl. Dekrete darüber beſtätigt. Hrn. Martinez de la Roſa 
ſoll der Geſandtſchaftspoſten in Rom angeboten, von ihm aber abgelehnt worden 
ſein; Gonzalez Bravo iſt zum Mitgliede des Staatsraths ernannt worden. Ge⸗ 
neral Serrano begiebt ſich nach Andaluſien, angeblich aus Geſundheitsrückſich⸗ 
ten, und wird dort das Ergebniß des nun beim oberſten Kriegs- und Admirali⸗ 
tätsgerichtshoſe gegen ihn anhängigen Prozeſſes abwarten. Die Gerüchte von 
dem Zwecke der Sendung des Generals Manuel de la Concha nach Paris Gurück⸗ 
haltung der Königin Chriſtine) fingen an ſich zu verlieren, und es hieß, daß er 
der Portugieſiſchen Angelegenheiten wegen dahin gehe. Der entlaſſene Komman— 
dant der Hellebardiere, Sefor Rubianes, proteſtirt jetzt gleich Hrn. Espana gegen 
die Erzählung von den Auftritten, zu denen er im Palaſte Urſache gegeben haben 
ſolle. Zu den Entlaſſungen von Hofbeamten iſt noch die des Einführers der Ge⸗ 
ſandten Hen. D'Arana, deſſelben, der den Prinzen von Montpenſier und ſeine 
Gemahlin von Madrid nach Frankreich begleitete, gekommen. 

ö Bel g i e n. 

Brüſſel den 14. April. Dem Journal de Bruxelles ſchreibt man 
von London, daß durch König Leopold's Vermittelung nicht England und Spa⸗ 
nien allein in Portugal interveniren, ſondern Frankreich dazu gezogen werden 
ſollen; indeß hätte Palmerſton ausdrücklich dabei erklärt, dies geſchehe nicht kraft 


des Quadrupel⸗Vertrags, dieſer habe nämlich in feinen Augen aufgehört zu eri⸗ 


Als Bedingung der Jutervention stellte England ferner einen Waffenſtill⸗ 


iren. 
ah, die Wiederherſtellnng eines mehr oder minder ſeptembriſtiſchen Miniſteriums 


und die Abreiſe des Herrn Diez aus Portugal. 

a Rußland und Polen. 

N St. Petersburg, den 8. April. (Spen. Ztg.) Der Kriegsminiſter hat 
dem dirigirenden Senat nachſtehenden hoͤchſten Befehl zukommen laſſen: „Capital⸗ 
Verbrecher, die, nach Vorſchrift des Strafcoder, zum Exil auf Anſiedelung oder 
zu Zwangsarbeiten verurtheilt werden, find unumgänglich zum und vom Richt⸗ 
platz durch ein Militair⸗Commando Infanterie und Gendarmerie zu transportiren, 
deren Große ſich nach den Haupt-, Gouvernements- und Bezirksſtänden richtet. 
Truppen des Garde⸗ und Grenadier⸗Corps dürfen dazu nicht verwandt werden.“ 

Aus Tiflis meldet man Folgendes: „Seit der Anweſenheit des Fürſten Statt— 
halters hierſelbſt nimmt man eine raſche Entfaltung unſerer geſellſchaftlichen Zu: 
ſtände wahr. Transkaukaſiens Hauptſtadt beſitzt ſeit einem Jahre ein Ruſſiſches 
Thegter, dem nicht ſelten talentvolle Künſtler aus beiden Hauptſtädten des Reichs 
zuſprechen. Privatbälle in deu höchſten Klaſſen und öffentliche im Adels⸗Club 
ſinden ſelten ſtatt, und man hat daher einen beſonderen Tanz⸗Club errichtet, an 
deſſen Bällen auch eingeborene Damen theilnehmen, wobei Anſtand und Sitte nicht 
verletzt werden. In dieſem Club finden muſikaliſche Soiréen ſtatt. Zu den ber 
liebteſten Vergnügungen unſerer Männerwelt gehören öffentliche Wettrennen, der 
ren eins in jedem Monat ſtattfinden. Dies iſt die in 13 Jahren bewirkte Meta: 
morphoſe einer Stadt, deren geſellſchaftliche Zuſtände noch vor Kurzem den Aſia⸗ 
tiſchen Stempel an ſich trugen.“ 

St. Petersburg, den 9. April. 
dichtung einer Vorbereitungsklaſſe bei der Rechtsſchule, dem vom Minifter-Gomite 
2 abgegebenen Gutachten gemäß, befohlen. Um den Eltern die Vorberei— 
dena aa zum Eintritt in die Kaiſerliche Rechtsſchule zu erleichtern, ſoll 
tunstlaſſe ein Srundlage der Statuten dieſer Schule bei derſelben eine Vorberei— 
Schabes Aut t werden, welche, ohne Unterſtützung von Seiten des Reichs⸗ 
Summe ol 450 das von jedem Penſionair zu erhebende Schulgeld, das die 
an dieser Silber⸗Rubel nicht überſteigen darf, unterhalten werden wird. 
In dieser 3 rel ⸗Klaſſe ſoll in folgenden Gegenſtänden Unterricht ertheilt 
werden! Feltaken ruſſiſche und ſlaviſche, lateiniſche, frauzöſiſche und deutſche 
Sprache, Arithmeükt, allgemeine Geſchichte und Geographie, fo wie Schönſchrei⸗ 
ben, Zeichnen, Tanz, Mufit und Gymnaſtik. 
Die Unterrichtszeit der Zöglinge auf 5 bis 6 Stunden täglich angeſetzt. Die 
Zöglinge wohnen in dem Gebäude der Rechtsſchule oder in einem nahe dabei gele— 
genen Hauſe; wahrend ihrer Freiſtunden genießen fie einer gleichen Auſſicht wie 
die Rechtsſchüler, und zu dieſem Zwecke ſollen bei der Vorbereitungs- Klaſſe drei 
Gouverneure angeſtellt werden, mit dem Gehalte und denſelben Rechten, wie die 
Gouverneure der Kaiſerlichen Rechtsſchule. 


Se. Majeſtät der Kaifer hat die Er⸗ 


Der Lehrkurſus dauert ein Jahr.“ 


Der Werth der von Mitte Februar bis Mitte März aus Odeſſa ins Ausland 
gegangene Handels-Artikel beläuft ſich auf 1 „008,305 Silber-Rubel. Es wur⸗ 
den ausgeführt: 79,527 Tſchetwert Weizen, 32,753 Tſchetwert Roggen, 5784 
Tſchetwert Leinſaamen, 18,0103 Pud Talg und 822 Pud Wolle. Der Belang 
dieſer Ausfuhr wird für eine Zeit, wie die jetzige, wo die Schifffahrt auf dem 
Schwarzen und Mittelländiſchen Meere der häufigen Stürme wegen äußerſt gefahr⸗ 
voll iſt, als bedeutend angeſehen. Die Nachfrage hielt an, und die Preiſe gin⸗ 
gen ſtark in die Höhe; die des Winterweizens auf 11 Silber⸗Rubel 42 Kopeken 
und des Roggens auf 5 R. 71 K. das Tſchetwert. Gegen die Mitte des März 
trat bei geringerem Begehr ein Weichen der Preiſe ein. Doch zweifelt man nicht, 
daß fie während des Frühjahrs immer noch hoch genug bleiben werden. Wegen 
der ſchlechten Wege war die Zufuhr aus den benachbarten Gouvernements nicht ſehr 
groß, und man wird wohl auch noch länger darauf warten müͤſſen, da wie gemel⸗ 
det wird, wähtend der erſten Hälfte des März im Gouvernement Cherſon und 
weiter nördlich ungewöhnlich viel Schnee gefallen iſt und ſomit der Landtransport 
wahrſcheinlich noch geraume Zeit erſchwert ſein wird. Am 1. März bedeckten ſich 
beide Häfen Odeſſa's von neuem mit einer dicken Eisdecke, die jedoch bald wieder 
brach und ins Meer getrieben wurde. Die Schifffahrt litt keine Unterbrechung. 

Dude gde i. . 

Konſtantinopel den 30. März. Trotz der nach Wien geſandten verſöhn⸗ 
lich lautenden Noten iſt das der Griechiſchen Regierung gegebene Ultimatum we⸗ 
der zurückgenommen noch modiſtzirt worden. Die Nachricht vom Nahen des nach 
dem Piräeus beſtimmten Engliſchen Geſchwaders, fo wie vom Zuſammenziehen 
ſtarker Türkiſchen Truppen⸗Abtheilungen gegen die Griechiſchen Gränzen zu, von 
verdoppelter Thätigkeit im Arſenal von Konſtantinopel, von mächtigen Intriguen 
gegen den verföhnlichen Großweſir, hat Alles in Allarm geſetzt. Der Franzöſi⸗ 
ſche Geſandte ſtellte ſeinen Kollegen die dringende Lage der Dinge vor und trug 
darauf an, daß in der Perſon eines Europäiſchen Souverains ein Schiedsrichter 
beſtellt werde. Der Oeſterreichiſche und der Preußiſche Geſandte traten bei; der 
Ruſſiſche und der Engliſche erwiederten, ſie müßten deshalb Inſtruktionen erwar⸗ 
teu. Reſchid Paſcha lehnte den Antrag ganz ab; wenn auch alle Europäiſchen 
Mächte ihr entgegenträten, müßte die Pforte thun, was fie ihrer Pflicht ſchuldig 
ſei. Alles läßt befürchten, daß man am Vorabend eines Bruches ſteht. Mit 
dem 1. April hören die diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen Griechenland und der 
Pforte auf. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Poſen. — Das neueſte Amtsblatt der hieſigen Königl. Regierung (No. 16.) 
enthält Folgendes: Seine Majeſtät der König haben in Rückſicht auf den allge⸗ 
meinen Nothſtand zu beſtimmen geruht, daß die Uebungen der Landwehrr⸗Kapal⸗ 
lerie in dieſem Jahre überall ausfallen ſollen; die Uebungen der Landwehr⸗In⸗ 
fanterie aber ſollen zuvörderſt bis zum Herbſt ausgeſetzt bleiben und wollen Se. 
Majeſtät Sich die weitere Entſcheidung darüber bis dahin vorbehalten, wo der 
Ausfall der diesjährigen Ernte ſich überſehen laſſen wird. Indem ich dies zur öffentli⸗ 
chen Kenntniß bringe, bemerke ich nachrichtlich, daß demgemäß das Königl. General⸗ 
Commando des Sten Armee Corps die Uebungen der im Reſerve⸗Verhältniſſe be⸗ 
findlichen Jäger und Schützen vorläufig bis zum Herbſt ausgeſetzt hat, daß dage⸗ 
gen über die Uebungen der Landwehrpioniere und Artillerie noch eine fernerweite 
Beſtimmung des Königl. Kriegs-Miniſterii erwartet wird. Poſen, den 19. 
April 1847. Der Ober- Praͤſident des Großherzogthums Poſen. In Vertre⸗ 
tung: v. Kries. 

(Große Neuigkeit.) Die Königsberger Zeitung ſchreibt: Aus Poſen iſt ein 
Schreiben eingegangen, worin die Bildung einer freien evangeliſchen Gemeinde 
in Ausſicht geſtellt wird. 

In neuerer Zeit werden von Eugland aus bedeutende Partien Opernguk⸗ 
ker und Handſchuhe nach China ausgeführt. 


Handels⸗Bericht aus Stettin vom 17. April. 
Roggen in loco 101 à 102 Nthlr. bezahlt, per Frühjahr 82 Pfd. 95 Rthl 


reine Abſtellung, 93 Rthlr. Schlußſcheine bezahlt und G.; per Maiſ Juni für 


80 Pfund 82 Rihlr. Br., 81 Ntlr. G., Juni / Juli 80 Pfund 76 Rilr. bezahlt 
und Br. f 
Heutiger Landmarkt: 


Weizen. Roggen. Gerſte. Hafer. Erbſen. 
Zufuhren: 2 G — 2 1 Wiſpel. 
Preiſe: 107 à 112 100 à 104 60 à 68 44 à 48 102 à 108 RI 


Rüböl in loco 103 Riür., pr. April/Mai 10) Nilr., pr. Sept. “ Oktbr. 
112 Kihlr. Br. und G. > 


Spiritus aus erfier Hand zur Stelle nicht zu haben; per Frühjahr 9 8 


Br., 935 2 bezahlt und G., per Juni Juli 8% 6 bezahlt, 844 G., 844 Br. 
—— — ³ ̃ ͤäe— — 


Muſfikaliſches. 

Gewiß wird es jeden Muſikfreund intereſſiren, von den Leiſtungen des Herrn 
Aug. Moͤſer, der ſich in allen Laͤndern eines hoͤchſt bedeutenden Rufes erfreut, 
ſchon vor ſeinem erſten Auftreten, das Donnerſtags im biefigen Theater ſtatt⸗ 
finden wird, etwas Näheres zu vernehmen, da ich vielfache Gelegenheit hatte, 
ihn von allen Seiten näher kennen zu lernen. Was die Technik ſeines Spiels 
betrifft, ſo uͤberraſcht dieſelbe ſtets durch neue Mittel, die in ihrer Eleganz der 
Ausführung. ſelbſt dem, der da weiß, auf welcher enormen Kunſthoͤhe das Vio⸗ 
linſpiel in heutiger Zeit ſteht, für ihn einnehmen muß. Sein Vortrag iſt eben 
ſo zart, ſingend, als da, wo es gilt, grandios, und kann ſich der Theaterbeſu⸗ 
cher eines hoͤchſt ſeltenen Genuſſes verſichert halten, da der Eindruck ſeines 
feelenvollen Spieles von bleibender Wirkung iſt, wo ich zunaͤchſt auf die beiden 
Piecen auf der G-Saite und auf die Fantaſie aus dem Freiſchütz aufmerkſam 
zu machen mir erlaube. Ka mbach. 


Stadttheater in Poſen. 

Mittwoch den 21. April: Erſte große Vorſtel⸗ 
lung des Herrn Albert Gebhard aus Berlin, 
Landſchaftsmaler und Optiker, Mitglied der Königl. 
Akademie der Künſte und der Polytechniſchen Geſell⸗ 
ſchaft. — Optiſches Univerſum der Kunſt, 
Natur und Wiſſenſchaft. — Erſte Abtheilung: 
J. Optiſch lebende Bilder, oder: Nekro⸗ 
mantiſche Erſcheinungen: 1) Der Knabe. 
2) Die Maske. 3) Abd el Kader. 4) Das Blur 
menmädchen. 5) Der Ritter. — II. Plaſtiſche 
Gegenſtände des Alterthums und der Neu⸗ 
zeit: 1) Der Tag. 2) Die Nacht (nach Thor- 
waldſen). 3) Van Dyk. 4) Herder. 5) Schiller. 
6) Göthe. 7) Napoleon. 8) Friedrich II. 9) Amor 
und Hymen (nach Thorwaldſen). 10) Boleslaw. 
11) Mieczyslaw. 12) Friedrich Wilhelm III. — 
Zweite Abtheilung: Diss olving views, oder: 
Nebelbilder: II Wolke. 2) Der Markusplatz 
in Venedig. 3) Die Mühle. 4) Des Fiſchers 
Haus im Winter. 5) Daſſelbe im Sommer. 6) 
Frontsberg in Tyrol. 7) Das Schiff auf offenem 
Meere. 8) Das Innere einer Türkiſchen Moſchee. 
9) Der Dom zu Mailand, innere Anſicht. 10) 
Schaffhauſen. 11) Lago maggiore. 12) Die Brücke 
Carignan in Genua. 13) Denkmal Friedrich II. 
in Berlin. 14) Preußens Farben. 15) Chroma⸗ 
tropen. — Und: Der Sohn auf Reifen; Luſt⸗ 
ſpiel in 2 Akten von L. Feldmann. 

Donnerſtag den 22ſten April: Großes Violin⸗ 
Konzert des Königl. Kammer⸗Virtuoſen Herrn Au- 
guſt Möſer. — Und: Die Schleichhändler; 
Luſtſpiel in 4 Akten von Dr. E. Raupach. 


5 Bekanntmachung. 

Die Amtskaution des verſtorbenen, bei dem Land— 
und Stadtgerichte zu Grätz angeſtellt geweſenen 
Depoſital⸗Rendanten Müller, welche 600 Rthlr. 
beträgt, ſoll frei gegeben werden. Es werden daher 
alle unbekannten Gläubiger, welche daran Anſprü⸗ 
che irgend einer Art zu haben vermeinen, aufgefor— 
dert, dieſelben innerhalb dreier Monate, ſpäteſtens 
aber in dem auf 

den 21ſten Mai 1847 Vormittags 10 Uhr 
vor dem Deputirten Referendarius Schüler im hie⸗ 
figen Gerichts-Lokale angeſetzten Termine anzumel- 
den und geltend zu machen, widrigenfalls ſie mit 
ihren Anſprüchen an die gedachte Kaution präkludirt 
und lediglich an das ſonſtige Vermögen des Ren⸗ 
danten Müller und an deſſen Erben verwieſen wer- 
den müſſen. 

Poſen, den 30. Januar 1847. 

Koͤnigl. Ober-Landesgericht. I. Abtheilung. 


Bekanntmachung 

Dem Arbeitsſoldaten Auguſt Brehm iſt am 
25ſten März d. J. ein Bügeleiſen von Meſſing mit 
ſchwarzem hölzernen Griff und einem ſchadhaften 
eiſernen Bolzen als muthmaßlich geſtohlen abgenom— 
men worden. Der bis jetzt unbekannt gebliebene 
Eigenthümer deſſelben wird aufgefordert, feine Ei— 
genthums⸗Anſprüche an daſſelbe bei dem unterzeich— 
neten Gericht und zwar ſpäteſtens in dem auf 

Montag den 26ſten April c. V. M. 11 Uhr 
im hieſigen Militair⸗Arreſt⸗Lokale anberaumten Ter⸗ 
mine nachzuweiſen. Das Bügeleiſen liegt im Burcau 
der Kommandantur zur Anſicht bereit. Koſten ent⸗ 
ſtehen nicht. 

Poſen, den 19. April 1847. 
Königl. Kommandantur-⸗Gericht. 


Auktion. 


Donnerſtag den 22ſten April Vormittags von 
10 Uhr ab ſollen wegen Wohnorts-Veränderung im 
Brach vogelſchen Haufe Bergſtraße No. 9. mehrere 
gut erhaltene Möbels von Mahagoni- und Birken⸗ 
Holz, worunter ein Schreib- und ein Kleider-Secre— 
tair, ein Sopha mit Roßhaaren gepolſtert, 6 Stühle, 
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ein großer Spiegel von Mahagoniholz ꝛc., Gardi⸗ 
nen zu 2 Fenſtern, Bücher, Landkarten und Pläne, 
ein completes Engliſches Reitzeug mit neuſilbernem 
Beſchlag, ein Wagen mit Reiſekaſten, Stall-Uten⸗ 
ſilien, nebſt mehreren andern Gegenſtänden gegen 
baare Bezahlung verſteigert werden. Anſchütz. 


Gemäß F. 26. des Statuts werden die Mitglieder 
des Sterbekaſſen-Renten-Vereins zu der am Eten 
Mat c. präcife 7 Uhr Abends im Hotel de Saxe 
hierſelbſt abzuhaltenden General-Verſammlung eins 
geladen. 

Nächſt den aus der Jahres-Rechnung pro 1846 
mitzutheilenden Reſultaten werden nachſtehende Ab— 
änderungen des Statuts in Berathung gezogen 
werden: 

S. 1. ſoll nachſtehende Faſſung erhalten: 
„Dem für das Großherzogthum Poſen geſtifte— 
ten Sterbekaſſen-Renten⸗Verein können ſelbſt⸗ 
ſtändige und unbeſcholtene Bewohner der Pro- 
vinz, die noch nicht das 59ſte Lebensjahr über⸗ 
ſchritten haben, die Ehemänner jedoch auch 
für ihre Ehegattinnen, beitreten.“ 
§. 8. Aus dieſem fallen fort: die Quittun⸗ 
gen über die Beiträge für die letzten 3 Monate. 
$. 10. Einſchaltung. a) hinter Zahlung 
für ein Vierteljahr; b) hinter Vereins 
an die betreffende Königliche Kaffe. Zufas. 
Wer dieſe Friſten nicht einhält, iſt verpflich⸗ 
tet, an Verzugszinſen und als Konventional⸗ 
ſtrafe für ſchuldig gebliebene 5 Sgr., 6 Sgr., 
73 Sgr., 

im erſten Monate 6 Pfennige, 

im zweiten dto. 1 Silbergroſchen, 

im dritten dto. 1 6 Pfennige, 
für die höhern Beiträge die verhältnißmäßig 
höhern Sätze in die Vereins-Kaſſe einzuzahlen; 

F. 13. hinter Beitrag: und die ihm nach §. 10. 
etwa auferlegten Verzugszinſen und Konventio— 
nalſtrafen. 

Poſen, den 17. April 1847. 
Direktorium des Sterbekaſſen-Renten⸗ 
Vereins. 

2 2 * N . 4 
Die Preußiſche National-Verſi⸗ 
cherungs-Geſellſchaft 

r 1 
in Stettin, 
deren Statuten durch die Allerhöchſte Kabinets-Ordre 
vom 31ʃſten Oktober 1845 genehmigt ſind und welche 
auf ein Kapital 

von Drei Millionen Thaler begründet iſt, 
hat den Herren Baumert & Rabſilber in Po- 
fen die Haupt-Agentur, ſowohl in der Feuer-Verſi⸗ 
cherungs-Branche für den Regierungs-Bezirk Poſen, 
als auch für die Strom-Aſſekuranzen übertragen und 
dieſelben zum Abſchluſſe von Verſicherungen in bei: 
den Branchen nach den billigen Prämien ihrer Ta- 
riſe bevollmächtigt. Wir erkennen daher die durch 
dieſe Herren in unſerem Namen bewirkten derartigen 
Vollziehungen als für uns verbindlich an und em⸗ 
pfehlen dieſelben zu Aufträgen für die bezeichneten 
Sicherungen beſtens. 

Stettin, im März 1847. 

Die Direktion der Preußiſchen Nationale 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Lemonius. Röhmer. 


Auf Vorſtehendes Bezug nehmend, empfehlen 
wir uns noch befonders zu gefälligen Aufträgen für 
Feuer- und Strom⸗Verſicherungen mit dem er⸗ 
gebenen Bemerken, daß den reſp. Antragſtellern kei⸗ 
nerlei Unbequemlichkeiten zur Laſt fallen. 

Poſen, den 12. April 1847. 
Baumert & Rabſilber, 
Comptoir: Hotel de Paris, 
Breite- und Gerberſtraßen-Ecke No. 34. 


1 8 auf BAR 
Borussia. 


Versicherungen gegen Feuersgelahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- a 
durch den unterzeichneten Haupt- Agenten, wie eben- = 
enten Herrn Simon Cohn, Gerberstrasse 3 


No. 47., angenommen und jede beliebige Auskunft gratis ertheilt. 


Benoni Kaskel. 


Breitestrasse No. 22. 


50800 he 


zu verpachten. 


Die Gothaiſche Feuer- Verſiche⸗ 
rungs-Bank 
empfiehlt ſich zur Uebernahme von Verſicherungen 
durch ihre Haupt-Agenten 
C. Müller & Comp., 
Sapieha⸗Platz Nro. 3, 


Ein fähiger Hauslehrer, der einen Jüng⸗ 


& ling zur höheren Gymnaſtal-Klaſſe vorberei- & 
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5 ten kann, wird erſucht, feine Adreſſe bal⸗ 
digſt an die Poſt⸗Expedition in Pudewitz 
39 zu überſenden. : 


ee e 
Während des bevorſtehenden Jahrmarktes in 
Gneſen wird das Dom. Podſtolice im Haufe 


des H. Kotlinski auf dem Roßmarkte Stähre zum 
Verkauf ſtellen. 


Ein Freigut von 1583 Morgen Fläche, meiſt 
2ter und Zter Klaffe Boden, 1 Meile von Obor⸗ 
nik, ift fofort aus freier Hand zu verkaufen, oder 
Das Nähere iſt in portofreien Brie⸗ 
fen zu erfahren unter der Adreſſe A. S. poste re- 
stante Obornik. A 


In dem Haufe des Schloſſer-Meiſter Schnei- 
der, Hohe Gaſſe No. 4. (St. Martin nahe der Kir⸗ 
che) iſt eine Engliſche Drehrolle aufgeſtellt 
und gegen ein Honorar zu vermiethen. Dieſelbe iſt 
wegen ihres leichten Ganges und der Bequemlichkeit 
des Lokals beſonders zu empfehlen. 

Auch werden hier dergleichen Rollen zum Verkauf 
neu gebaut und alte reparirt. 


Mache ganz ergebenſt die Anzeige, daß ich mich 
als Geſindevermiether hier etablirt habe. 
Herrſchaften erſuche ich, mich mit recht zahlreichen 
Beſtellungen beehren zu wollen, da ich ſtets für beſte 
Bedienung bemüht ſeyn werde. a 

C. W. Briehn, 
Jeſuitenſtr. No. 6. 


Meinen Laufburſchen Guſtav Piwa habe ich 
ſeit dem 18ten d. M. ſeines Dienſtes entlaſſen, und 
hat er in meinem Namen Nichts mehr zu beforgen. 

Carl v. Heugel. 


Wohnung zu vermiethen. 
Eine ſehr angenehme Sommerwohnung im Gar⸗ 
ten iſt zu vermiethen Königsſtraße No. I. 
Hildebrand. 


Eine bedeutende Sendung Leinwand 
erhielt wiederum, und empfiehlt ſolche zu den bil⸗ 
ligſten Preiſen die Waaren-Handlung von 


Markt 88., eine Treppe hoch. 


1846er 
Ober⸗Ungarweine, von den beften Gebirgen erzeugt, 
und von mir perſönlich auf den geeignetſten Plätzen 
angekauft, ſo wie verſchiedene Weine früherer Jahr⸗ 
gänge empfiehlt i 
J. N. Leitgeber, 
Gerberſtraße Nro. 16. 


Meinen geehrten Kunden die ergebene Anzeige, 
daß meine 


1840 Ober⸗Ungarweine 


bereits abgelagert und klar ſind, und verkaufe ich 
dieſelben zu annehmbaren Preiſen. 
Poſen, den 13. April 1847. 


Leopold Goldenring. 


Friſchen geräucherten Lachs erhielten An 
f 1 Gebrüder And erſch. 


Große bochrothe Meſſ. Apfelſinen 
und ſaftreiche Citronen 
empfehlen billigft A. Pakſcher & Com p., 
Wronkerſtr. No. 19. 


F. Gerlach 


empfiehlt feine in der Jeſuitenſtraße No. 11. 
neu eingerichtete Reſtauration zum gefälligen Be⸗ 
uch. Warme und kalte Speiſen, und gute Ge⸗ 
tränke, bei freundlicher Bedienung, zu jeder Tageszeit. 


(Beilage.) 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 21. April 1847. 


Landtags Angelegenheiten. 
Sitzung des Vereinigten Landtags am 15. April 1847. 


Vereinigte Kurie. 


Eortſetzung.) 

Bedenken Sie, daß die Staatsſchuld, mit geringen Ausnahmen, in 
Staatsſchuldſcheinen konſolidirt it, und erwägen Sie, ob für ein fo einfa- 
ches Geſchäft, wie dieſe Rechnungs-Abnahme, eine fo große oder auch nur 
die mittlere Verſammlung alljährlich zu berufen irgendwie gerathen ſein könnte. 
Ich glaube daher, wir haben in dieſem Punkt nicht allein das Wort und 
das Recht, ſondern auch die Nützlichkeit für uns. Ich gehe jetzt zu einem 
zweiten neuen Einwand gegen die Legalität der Attributionen der vereinigten 
ſtändiſchen Ausſchüſſe über, welcher aus den älteren Geſetzen über die 
Ausſchüſſe entnommen iſt. Darauf habe ich zu erwiedern, daß der jez⸗ 
zige vereinigte Ausſchuß rechtlich eine ganz andere Corporation iſt, als die 
aus den Provinzial⸗Ständen hervorgehenden Ausſchüſſe, auch wenn dieſe ver⸗ 
einigt wären; nur die Perſonen ſind im Weſentlichen dieſelben. So lange 
der Vorbehalt des Geſetzes vom 5. Juni 1823 nicht erfüllt und gelöſt war, 
war es geſetzlich unmöglich, den Ausſchüſſen Attributionen zu geben, welche 
bis dahin den Provinzialſtänden zuſtanden, und wenn deshalb die Rheiniſchen 
und Preußiſchen Stände im Jahre 1843 baten, daß ihnen Ausſchüſſe gegeben 
werden möchten, ganz analog denen, welche ihnen jetzt gegeben ſind, ſo er— 
baten fie etwas rechtlich Unmögliches; die Regierung konnte dies nicht zugeſte— 
ben, ohne wirkliche Verletzung des beſtehenden Rechts. Nachdem Se. Majeftät 
aber das Geſetz vom 5. Juni 1823 durch Kreirung des Vereinigten Landta— 
ges erfüllt, das Proviſorium aufgehoben und demſelben die vorbehaltenen 
Rechte der Central⸗Verſammlung gegeben hatte, konnte der Geſetzgeber mit 
allem Fuge und mit voller Konſequenz einen Theil dieſer Befugniſſe, fo weit 
er es für nützlich und räthlich hielt, auf die Vereinigten Landtage übertras 
gen. Die von dem Herrn Redner verſuchte Berufung auf Geſetze, welche 
für eine rechtlich ganz andere, wenngleich den Perſonen nach ähnliche Kör— 
perſchaft gegeben ſind, muß ich daher als völlig unzutreffend zurückweiſen. 
Dies habe ich dem Redner noch zum Verſtändniß meiner früheren Angaben 
erwidern müſſen. | 

Der Abg. Camphauſen: Aus den vielen und gewichtigen Worten, 
die wir ſeit wenigen Tagen geleſen und vernommen, wünſche ich in dieſem 
Augenblicke zur Einleitung desjenigen, was ich zu ſagen habe, vorzugsweise 
ein Wort hervorzuheben, das Wort nämlich, wodurch der Verſammlung emp⸗ 
fohlen worden, die Meinung eines Jeden zu achten. Mehr als ſechshundert 
Männer ſitzen hier vereint, ſie ſind von den verſchiedenartigſten Neigungen 
und Anſichten bewegt, aber Keinem von ihnen wird, deſſen bin ich gewiß, 
vorgeworfen werden dürfen, daß er in ſeinen Worten und Handlungen nicht 
einer inneren Ueberzeugung folge. Dieſe Ueberzeugung iſt und muß bei den 
Individuen eine verſchiedenartige ſein, gleich wie die Individuen ſelbſt nach 
Abſtammung, nach Klima, nach Gemüthsart, nach geiſtiger Anlage ſich von 
einander unterſcheiden, aus Gründen, welche von ihnen ſelbſt völlig unabhän⸗ 
gig, ſondern von der Welt⸗Ordnung Gottes gegeben find. Ich wage es, aus⸗ 
zuſprechen, auch das iſt von der Welt⸗Ordnung Gottes gegeben, daß wir in 
unſeren Ueberzeugungen von äußeren, zufälligen Einſlüſſen nicht völlig frei 
bleiben können, daß wir nicht in Gleichheit geboren und erzogen werden, daß 
unſere Ueberzeugungen zum Theil aus unſerer Stellung im Leben, aus un- 
ſerer Lebens-Anſchauung, aus unſeren Lebens⸗Erfahrungen hervorgehen, daß 
wir von den Eindrücken der Erziehung und Sitte nicht befreit bleiben. Von 
einer Kraft, von einem Bedürfniſſe des Menſchen wäre am erſten eine 
Uebereinſtimmung Aller vorauszufegen, von der Allen und zu allen Zeiten 
innewohnenden Kraft, von dem Allen und zu allen Zeiten innewohnenden 
Bedürfniſſe des Glaubens, einem Bedürfniſſe, das ſeinem innerſten Weſen 
nach dahin firebt und dahin ſtreben muß, nur Eines als wahr und kein An- 
deres als wahr anzuerkennen; auch iſt die Forderung einer Uebereinſtimmung 
in dieſem Punkte in zahl- und endloſen Kämpfen, in gewaltigen Blutſtrömen 
ausgeſprochen. Die menſchliche Geſellſchaſt hat ſich aber auch durch dieſe 
Forderung hindurch gearbeitet, ſie will im großen Ganzen nicht mehr den 
fremden Glauben durch Tod, Vernichtung oder Zwang bekämpfen, fie ſtrebt 
dahin, jeden Glauben zu ehren, ihn als das eigenſte Eigenthum eines Jeden 
zu betrachten. Um wie viel mehr hat fie nicht die Verſchiedenheit der politi⸗ 
ſchen Meinung anzuerkennen, die Verſchiedenheit der Ueberzeugungen, welche 
aus der Uebung von Geiſteskräften entſpringen, die ihrer Natur nach, wie 
ich vorhin ſagte, nach Gottes Weltordnung verſchiedenartig find, die Verſchie— 
denheit der Ueberzeugungen über Dinge, wovon noch niemals und zu keiner 
Zeit behauptet worden, daß ihrem innerſten Weſen nach nur Eines wahr fei, 
kein Anderes wahr ſein köune, welche vielmehr in verſchiedenen Zeiten, in 
verſchiedenen Ländern, bei verſchiedenen Völkern, verſchieden ſein müſſen und 
verſchieden fein ſollen. Zeugniß hiervon giebt uns die Anerkennung der Ver- 
faſſung eines benachbarten Volkes, die von der unſrigen um eine kaum meß⸗ 

are Weite getrennt ift, Zeugniß der Ausſpruch, daß Preußen anderer Inſti⸗ 
tutionen bedürfe, als in umliegenden Staaten angemeſſen und nützlich er⸗ 
kannt worden; Zeugniß die Anerkennung, daß über die zweckmäßigſten 
ſtaatlichen Verhältniſſe für und in Preußen ſehr redliche Männer abweichende 

Anſichten hegen; Zeugniß die Tyatſache, daß die höchſten Räthe der Krone 
entgegengeſetzte Anſichten vertreten haben. Darum Achtung und Ehre einer 
jeden Meinung unter uns. In einem Punkte, ich habe ihn ſchon bezeichnet, 
treffen wir Alle zuſammen, darin, daß alle unſer Reden und Thun aus ſelbſt 
eigener Meberzeugung hervorgehen wird, laſſen wir es fo gelten, unverdächtig 
und unverdächtigt. Ich glaube, wir treffen noch in einem anderen Punkte 
zufammen, in dem Punkte nämlich, daß wir Alle treue und feſie Anhänger 
der monarchiſchen Verfaſſung find, Ich zögere für mein Theil nicht, es aus⸗ 
nige mich mit Allen, welche 9 ſtreben, die Grundlagen des Königthums 
immer mehr zu befeſtigen und ihnen eine unangreifbare Dauer zu geben. 
Ueber die Mittel, welche zu dieſem Ziele führen, können und werden ver⸗ 
ſchiedene Meinungen ſich geltend machen aber was den Zweck betrifft, fo 
nehme ich für mich das Recht in Anſpruch, Jedem in diefem Saale gleich zu 


ſtehen, der es wohl will mit ſeinem Könige, mit der Monarchie, mit dem 
Lande, Jedem, er ſei Fürſt oder Landmann, Miniſter oder Bürger. 

Der Entwurf zu der Adreſſe, wozu ich mein Votum mit dieſen Worten 
eingeleitet habe, enthält zunächſt den Dank, den die Verſammlung Sr. Maje- 
ſtät erſtattet. Ich ſchließe mich ihm aus vollem Herzen an, und wenn ich 
etwas hinzuzufügen hätte, fo wäre es, daß noch feurigere Worte hätten ge⸗ 
funden werden können. Me 

Es iſt groß, was Preußens Monarch feit feiner Thronbefteigung für die 
Entwickelung feines Volkes gethan hat; es iſt groß, wenn man die Zuſtände 
der Gegenwart mit denen der Vergangenheit vergleicht; ich möchte aber ſo 
wenig verkennen, daß ſich Manches zwar im Volke ſelbſt entwickelt hat, aber 
derjenige Einfluß, der ſich vom Throne herab geltend gemacht, hat daran eis 
nen großen Antheil genommen. Die freiere Bewegung der Preſſe vor Allem 
iſt dem Könige beizumeſſen, ich will alſo, indem ich dem erſten Theile der 
Adreſſe vollſtändig beiſtimme, nur das erwähnt haben, daß ich ihn in ſtärke⸗ 
ren Ausdrüchen gefaßt zu ſehen wünſchte. 

Der zweite Theil des Entwurfes macht es wünſchenswerth, zunächſt ei⸗ 
nige Worte über die Anwendung eines Begriffes zu ſagen, der in vielfältiger 
Weiſe angewendet wird und zu mehr ſcheinbaren, als wirklichen Abweichun⸗ 
gen Veranlaſſung giebt; es iſt dies der Begriff der Souverainetät oder Macht⸗ 
vollkommenheit. Zwei Bemerkungen habe ich in dieſer Beziehung zu machen. 
Wenn nach dem theoretifhen Begriffe der Souverainetät dieſelbe bis an die 
Gränzen des Möglichen geht, ſo folgt daraus noch nicht, daß ihre praktiſche 
Ausübung durch den Monarchen allein ebenfalls bis an die Gränze des Mög⸗ 
lichen gehe Ich mache mich in einem einfachen Beiſpiele deutlich: Der Ver⸗ 
ſammlung liegt eine Allerhöchſte Propoſition über die Einführung einer Ein⸗ 
kommenſteuer vor, von der, ohne im geringſten auf ihren Inhalt einzuge⸗ 
hen, mit Zuſtimmung Aller wird geſagt werden dürfen, daß ſie bedeutend und 
groß iſt. Ganz abgeſehen nun davon, ob die Maßregel demnächſt zur Aus⸗ 
führung gelangen wird, ſteht ſo viel feſt, daß ſte zu ihrer Ausführung einen 
konzentrirten Patriotismus, eine durch die Erklärung der Stände der ge⸗ 
ſammten Monarchie beförderte ſtändiſche Mitwirkung in dem Maße in An⸗ 
ſpruch nimmt, daß fie bei einer Berathung durch acht provinzialſtändiſche 
Verſammlungen beinahe, wenn nicht vollſtändig unmöglich auszuführen fein 
würde. Noch mehr, in benachbarten Ländern, die nicht genannt zu werden 
brauchen, würde nicht ungeachtet, ſondern wegen der feften Anklammerung an 
den Grundſatz der unbegränzten Einherrſchaft die Ausführung einer Maßre⸗ 
gel, wie die vorliegende, wohl abſolut unmöglich ſein. Ich will mit dieſem 
Beifpiele beweiſen, daß, indem die Souverainetät gewiſſe, bedingende For⸗ 
men für ihre Ausübung feſtellt, die anderswo oder der Theorie nach eine Be⸗ 
ſchränkung der Machtvollkommenheit genannt werden, ſie gerade durch dieſe 
Formen anſtatt zu einer Beſchränkung, zu einer Vermehrung der Königlichen 
Macht gelangen kann. 

Die zweite Bemerkung ift die, daß die Machtvollkommenheit ſich in jeder 
ihrer Handlungen offenbart, daß ſie für jede ihrer Handlungen dieſelbe Ehr⸗ 
furcht, denſelben Gehorſam zu forden hat; daß der Gehorſam, den wir dem 
Souverain verſchulden, identiſch ein und derſelbe Gehorſam iſt, den wir dem 
in Geſetzen ausgeſprochenen Willen des Herrſchers verſchulden. Hier ſteht 
eine der Gränzen, über welche keine Macht hinausgeht, die Gränze des Mög⸗ 
lichen. Es iſt unmöglich, zu gleicher Zeit zwei Geſetze zu erlaſſen und zur 
allgemeinen Anerkennung und Befolgung zu bringen, welche in einem weſent⸗ 
lichen Widerſpruche mit einander ſtehen, entweder muß der Unterthan das 
eine Geſetz befolgen oder das andere, entweder muß er das eine verletzen oder 
das andere. Auch hierfür erlaube ich mir, denn der Satz iſt von Wichtigkeit, 
ſowohl für die heutige Berathung, als für folgende, ein Beifpiel einzuſchal⸗ 
ten: Wenn in einem Staate zu gleicher Zeit zwei Geſetze erſchienen, wo⸗ 
von das eine beſtimmte, daß junge Männer bei Vollendung des neunzehnten 
Lebensjahres ſich zum Kriegsdienſte zu melden hätten, das andere, daß die 
Anmeldung bei Vollendung des zwanzigſten Lebensjahres erfolgen müſſe ſo 
würden weder die jungen Männer von neunzehn, noch diejenigen von zwan⸗ 
zig Jahren zur Anmeldung verpflichtet ſein, die ſouveraine Gewalt würde in 
dieſem Falle ſich ſelbſt aufgehoben haben und machtlos geworden ſein. Dar⸗ 
aus folgt einestheils, daß die Uebereinſtimmung derſGeſetze zur Erhaltung der 
Souverainetät unbedingt erforderlich iſt, anderentheils, daß die Ehrfurcht ge⸗ 
gen den Souverain durch die Berufung auf ein nicht geſetzlich aufgehobenes, 
in Kraft beſtehendes Geſetz nimmermehr verletzt werden kann. 

Ich gebe nun zu, daß bei einer Angelegenheit von fo unendlicher politi- 
ſcher Wichtigkeit, wie diejenige der Verordnungen vom 3. Februar es iſt, der 
Wortlaut der Geſetze nicht allein beſtimmend ſein kann, ſondern daß die 
Zweckmäßigkeit der Beſtimmungen zu berückſichtigen iſt, daß daher der Kö⸗ 
nigliche Herr Kommiſſarius nicht mit Unrecht auch Gründe der Zweckmäßig⸗ 
keit für den Inhalt der Verordnungen geltend gemacht hat. Nur wäre dann 
zu verlangen, gaß nicht in dem einen Falle das ältere Geſetz, in dem anderen 
Falle die Zweckmäßigkeit angerufen werde, ſondern in allen Fällen entweder 
das eine oder die andere. Von den Anführungen des Königlichen Herrn 
Kommiſſarius find die meiſten ſchon durch meinen Kollegen beantwortet wor⸗ 
den; ich komme nur noch auf Einzelnes zurück. Die Anſicht, daß durch den 
Uebergang des Berathungsrechtes allgemeiner Geſetze auf dem Vereinigten 
Landtage unbenommen ſei, auch den Provinzial⸗Ständen dieſes Recht zu be⸗ 
laſſen, erkenne ich nicht für richtig. Das Recht der Berathung allgemeiner 
Geſetze kann nur einer Körperſchaft zuſtehen, entweder den Provinzial⸗Stän⸗ 
den oder dem Vereinigten Landtage; haben beide Körperſchaften das Recht, 
ſo hat es keine. Daß hinſichtlich der jährlichen Verſammlung der Reichs⸗ 
ſtände der Buchſtabe des Geſetzes dem Adreß⸗Entwurf entgegenſtehe, iſt eben 
ſo wenig zuzugeben. Man kann einer Verſammlung nur dann Rechnung 
legen, wenn ſie verſammelt iſt; eine Verſammlung, die nicht verſammelt iſt, 
iſt keine Verſammlung. 

Wenn zu Gunften einzelner Beſtimmungen der Verordnungen vom 3. 
Februar die Zweckmäßigkeit derſelben hervorgehoben wird, ſo muß auch zu 
Gunſten und als Grund der Berufung auf die Geſetze die etwaige Unzweck⸗ 
mäßigkeit jener Verordnungen geltend gemacht werden dürfen. Es liegt nich 
in meiner Abſicht, gegenwärtig in eine ausführliche Beleuchtung derfelben ein 
zugehen; indeſſen will ich doch in Kürze Einiges berühren, was nach meine 
perſönlichen Anſicht nicht für zweckmäßig zu halten iſt. Nicht für zweckmäßt 
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halte ich die mangelnde Einheit der ſtändiſchen Vertretung. Es iſt diefe Ver⸗ 
tretung eine fünffache, denn wir haben den Vereinigten Landtag, die Verei— 
nigten provinzialſtändiſchen Ausſchüſſe, die ſtändiſche Deputation, die Provin⸗ 
zial⸗Stände und die Trennung in Theile ſowohl nach Ständen als nach Pro⸗ 
vinzen. Davon iſt eine Schwächung der Stände und der Regierung die Folge; 
es muß und wird der Vereinigte Landtag mit einer gewiſſen Eiferſucht die 
Handlungen der Ausſchüſſe überwachen; letztere werden mit Befangenheit be⸗ 
rathen und ſtets der im Hintergrunde zu erwartenden Kritik der größeren 
Korporation gedenken. Es wird daraus eine ſchädliche Unabgeſchloſſenheit un⸗ 
ſerer Zustände entſtehen und eine Schwankung in der Geſetzgebung, weil zu 
befürchten, daß die von den Ausſchüſſen berathenen und demnächſt erlaſſenen 
Geſetze in der nächſten Verſammlung des Vereinigten Landtages wieder der 
Gegenſtand neuer Anträge werden würden. Nicht zweckmäßig halte ich die 
fehlende Beſtimmung periodiſcher Berufung. Die Gründe für fie ſind ſchon 
hervorgehoben worden, und eme leiſe Ahnung ſagt mir, daß auch die Räthe 
der Krone ſie nicht für verwerflich halten, indem der Königl. Herr Kommiſ⸗ 
ſarius wenigſtens vermieden hat, ſich für ihre Unzweckmäßigkeit auszuſpre⸗ 
chen. Nicht für zweckmäßig erachte ich die Art der Zuſammenſetzung des Her⸗ 
renſtandes und unter Anderem die gänzlich fehlende Verückſichtigung provin⸗ 
zieller Vertheilung. Nicht für zweckmäßig die Schwierigkeit der Ausbildung 
der Verfaſſung, indem Verfaſſungs-Anträge nur von dem Vereinigten Land⸗ 
tage, der vielleicht in vielen Jahren nicht zuſammentreten würde, ausgehen 
und den Vereinigten Ausſchüſſen unterſagt ſein ſollen. Nicht für zweckmäßig 
die Beſchränkung der Petitionen auf innere Angelegenheiten und ihre Be— 
ſchränkung durch die erforderte Stimmenzahl, in Folge deren einer kleinen 

inorität die Herrſchaft überwieſen wird, indem es ihr möglich gemacht iſt, 
zu verhindern, daß ein im Lande noch ſo verbreiteter Wunſch an den Thron 
gelange. Nicht für zweckmäßig halte ich die Einforderung abgefonderter Gut 
achten und die Mittheilung der Anſicht der Minorität bei der Berathung von 
Geſetzen. Sie widerſpricht dem Zwecke des Vereinigten Landtages, welcher 
nur der ſein kann, zu erfahren, was derſelbe als Korporation, als eine ganze 
ungetheilte Körperſchaft über Geſetzes⸗Vorſchläge urtheilt. Käme es blos dar- 
auf an, zu konſtatiren, welche Anſicht in jedem Einzelnen der 600 Köpfe ſich 
ausgebildet hat, ſo würde es kaum nöthig ſein, dieſelben zu einer großen Ver⸗ 
ammlung zu vereinigen, ſondern auch auf anderem Wege die Anſicht jedes 
Einzelnen erfragt werden können. Nicht für zweckmäßig halte ich, daß dem 
Vereinigten Landtage keine Einwirkung auf ſeine eigene Geſchäfts-Ordnung, 
noch auf die Ernennung des Landtags⸗Marſchalls eingeräumt iſt. . 
font enn demnach Gründe der Zweckmäßigkeit gegen die Berufung auf ges 
etliche Beſtimmungen gültig fein tollen, fo finde ich mich durch Gründe der 
Zweckmäßigkeit zu dieſer Berufung meinerſeits bewogen. Daß die in dem Adreß⸗ 
Entwurf aufgeführten Punkte wirklich eine feſte Grundlage in den beſtehen⸗ 
den Geſetzen finden, wird nach den bereits ſtattgehabten Erörterungen wohl 
nicht mit Erfolg beſtritten werden können. Sie ſind aber nicht nur den Ge⸗ 
ſetzen entſprechend, ſondern ſowohl auch was die Periodizität der Verſamm⸗ 
lungen, als die vollſtändige Theilnahme des Vereinigten Landtages an Staats⸗ 
Anleihen und an der Geſetzes⸗Berathung betrifft, aus der Verſammlung vor⸗ 
getragenen Gründen als nützlich und nothwendig zu erkennen. Indem ich daher 
für den Entwurf der Adrefie mich ausſprechen darf, habe ich dafür noch ein 
beſonderes Motiv anzuführen. Wie man nämlich auch das, was wir hier 
repräſentiren, die Art der Repräfentation, welche wir ausüben, ſich vorſtellen 
nam unter jeder Vorausſetzung bleibt Eines unangreifbar feſt ſtehen, daß 
nämlich die eiſten von uns in Folge einer Wahl erſcheinen, und daß die⸗ 
leutgen, welche uns wählten, nicht nur das Recht der Wahl hatten, ſondern 
auch das Recht, zu verlangen, daß die von ihnen Gewählten ihre ſtändiſchen 
Befugniſſe ausüben und auf nicht eines der ihnen zustehenden ſtändiſchen Be⸗ 
fugniſſe verzichten. Treu der Monarchie, treu meinem Gewiſſen und meinem 
Mandate, ſtimme ich für die Adreſſe. 

Fürſt Lychnowski: Durchlauchtiger Landtags⸗Marſchall! Es würde 
mir nicht zuſtehen, durch alle Phaſen unſeres politiſchen Lebens dem Redner, 
der eben abgetreten iſt, nachzufolgen; es mögen mir nur zwei Worte über 
die Adreſſe und ihre Redaction vom Standpunkte der Herren-Kurie geſtattet ſein. 

Als vor einigen Tagen hier zuerſt die Frage angeregt wurde, ob eine 
Adreſſe vorgeſchlagen und votirt werden ſolle, gefellte fi) dazu der natürliche 
Pian über die Stellung der Herren-Kurie während dieſer Debatte und Ab⸗ 

ummung. Die auf das Patent vom 3. Februar folgende erſte Verordnung 
beſtimmt $. 14, daß nur in zwei Fällen die Herren-Kurie mit den drei Stän⸗ 
den zuſammenzutreten habe: bei Einführung neuer oder erhöhter Steuern und 
bei Aufnahme neuer Anleihen; in allen übrigen Fällen aber hat die Herren⸗ 
Kurie in abgeſonderter Verſammlung zu berathen. Es hat ſich daher bei 
Vielen von uns das gerechte Vedenken erhoben, ob es uns zuſtehe, ob es der 
Würde der Herren-Kurie angemeſſen ſei (Murren der Verſammlung), ich 
bitte, mich ausreden zu laſſen — einer Berathung beizuwohnen, aus der ein 
elliren an den eben erwähnten Paragraphen uns entfernen konnte, ſie 
ommen nun ausdieſer Bank oder aus Ihrer Mitte, meine Herren. Es blieb 
uns daher nur übrig, nach Beſtimmung des F. 29 uns zur Löſung dieſes 
Zweifels an Ew. Durchlaucht zu wenden. 
Rune f if geſchehen, und es iſt uns erwiedert worden, daß die Herren⸗ 
den in vereimtalbung und Abfaſſung einer Dank⸗Adreſſe mit den drei Stän⸗ 
vereinigten — Verſammlung zu votiren habe. So wie der König zu den 
auch der un gethentern aller Stände ſeines Volkes geſprochen hat, ſo ſoll es 
10 ehrfurchtsbolle Vereinigte Landtag ſein, der ſeinen König antwortet und 
nig und Vaterland autederung jene Gefühle von Liebe und Treue gegen Kö⸗ 
gleicher Wärme beſeelen rück, die gewiß uns au A wenne ‚Herten, mit 
Be 1e Bare, unſerer heiligſten Gefühle haben mehrere von 
1 MEINE x N lei ich runter, uns einer bloßen Dank⸗Adreſſe, die 

8 die einzig und a er Worte der Dankes enthielte, auf das entſchiedenſte 
More und zwar mit derſelben Entschiedenheit, mit der wir uns einer 
und di widerſetzen würden, die Inne Proteſtationen enthalten ſollte. Die eine 
Dank⸗Adundere wären von der Wahrheit gleich weit entfernt. Eine reine 
den König te die keinen 1 keinen Blic in die Zukunft enthielte, könnte 
ben verleiten, uns wahlt and oe dg ne uns beobachtet, zu dem Glau- 
wir ung N, als wären alle unſere Wünſche erfüllt worden, als befänden 

auf jenem Culminasionspunkte menſchlicher Glückseligkeit, die keinem 


Drange und keinem Sehnen, auch im Grunde des Herzens mehr Raum giebt; 
— und doch, bei Gott! dem iſt nicht ſo; während doch auf der anderen Seite 
es Frevel wäre, nicht zuerſt und vor Allem jene Worte des Dankes, der Ver⸗ 
ehrung und Liebe auszuſprechen, die wir dem Königlichen Geſetzgeber ſchulden, 
der durch ſeine große Gabe den erſten Stein, den Grundſtein zum feſten Ge⸗ 
bäude unſerer Verfaſſung auf Jahrhunderte gelegt hat. Königliche Geſetzge⸗ 
ber find ſeltene Geſchenke der Vorſehung, hellleuchtende Meteore, Morgen- 
ſterne der Freiheit, die über den Ländern dieſer Erde glänzen. Dieſes iſt in 
Preußen in einem Jahrhunderte dreimal zur Wahrheit geworden. Aber eben, 
weil wir von dieſer Wahrheit durchdrungen ſind, müſſen wir bei der Ueber⸗ 
zeugung feſt beharren, daß der Königliche Geſetzgeber ſein Werk vollenden 
werde. Daher ſind wir dem König Wahrheit ſchuldig. (Beifall.) 

Es iſt in letzter Zeit der Ausdruck Dank⸗Adreſſe mit dem Ausdruck Loya⸗ 
litäts-Adreſſe oft verwechſelt worden. Ich muß geſtehen, daß ich für dieſe 
Zuſammenſtellung keinen Anknüpfungspunkt finden kann. Denn die höchſte 
Loyalität liegt in der höchſten Wahrheit. Es wäre aber Lüge, dem Könige 
zu jagen, daß fein Volk nichts mehr wünſcht, und es iſt Frevel, es ihm auf 
eine Weiſe zu ſagen, die ſein großes, reiches, warmes Herz verletzen, ihn 
ſchmerzlich berühren, als Undank ausgelegt werden könnte. 

Je weiter wir vorſchreiten im parlamentariſchen Leben, deſto mehr iſt es 
Pflicht, ſich den gewiegten Formen altparlamentariſcher Staaten zu nähern, 
die in geſetzlicher Ausübung ihrer Rechte und Gerechtſame, wenngleich in alt⸗ 
hergebrachten Formen, ihre Freiheit erhalten und befeſtigt, die Größe ihres 
Volkes geſichert haben. Ein Blick auf ein altfreies und ſtammverwandtes 
Volk, das ſeine ſiegreichen Banner über alle Meere entfaltet, wird dieſen 
Ausſpruch beſtätigen. Ich habe mit rechtem Vorbedacht der Formen erwähnt, 
die ſo leicht aus dem Auge gelaſſen werden, und komme auf ſie zurück. Wer 
den ernſten Kampf der alten Parlamente mit redlichem Geiſte ſtudirt hat, 
wird ihre große Wichtigkeit nicht verkennen. Dieſe Wichtigkeit ſteigt mit der 
Bedeutung des Augenblicks, und ich kann unmöglich glauben, daß irgend 
Einer unter Ihnen, meine Herren, den gegenwärtigen Moment nicht für fo 
ernſt und wichtig hielt, als irgend einen in der preußiſchen Geſchichte. 

Darum beſchwöre ich Sie, meine Herren, wenn auch Sie Alles ſagen, 
was Ihnen das Herz bewegt, es in Formen zu hüllen, die uns dem Zwecke 
einer Verſtändigung nähern, ohne deshalb unſerer Unabhängigkeit zu ſchaden. 

Ich kann nicht umhin, zu erklären, wie ich mit Freuden in dem Adreß⸗ 
Entwurfe, der uns vorliegt, dieſes Maß, dieſe Formen gefunden und den 
Herten, die ſich mit der Abfaſſung deſſelben beſchäftigt, dieſes hier gern aus⸗ 
drücke; nur zwei Stellen ſcheinen mir einer Modification zu bedürfen, fo 
redlich der Wille und die Abſicht auch ſicher geweſen find, die ihre Redaction 
veranlaßt haben. Es iſt die »Hinweiſung auf die Thronredes und das Wort 
»Wahrung.« — Die Kommiſſion hat mit Vielen von uns empfunden, daß 
einzelne Stellen in der Thronrede uns ſchmerzlich berührt haben. Warum 
aber dem Königlichen Herrn in unſerem erſten parlamentariſchen Akt Dinge 
ſagen, die ihn verletzen müſſen, ohne zur Darlegung, zur Verdeutlichung un⸗ 
ſerer Wünſche, unſerer Vedenken etwas beizutragen, unumgänglich nöthig zu 
ſein. Berühren wir die letzteren und übergehen die erſteren. Was uns 
ſchmerzlich bewegt haben mag, kann nach dem, was uns noch zu wünſchen 
übrig bleibt, dem König und dem Landes ja ganz Europa, das auf uns ſieht, 
ohnedies unmöglich zweifelhaft ſein. Als der König uns berief, wollte er 
purch ſeine Worte uns Freude, nicht Schmerz bereiten; dafür wollen Sie den 
König gewiß nicht verletzen; — weg alſo mit dem Worte Schmerz. (Lauter 
Beifall. g 

2 zweite, was ich zu erinnern finde, iſt das Wort „Wahrung; ich 
geſtehe, daß mir ſeine Anwendung nicht ſo poſitiv verwerflich erſcheint, als 
die eben angeführte Stelle. — Wahrung oder Verwahrung, — im Grunde 
identiſch — iſt ein an ſich geſetzliches und gebräuchliches Wort; doch hat es 
durch ſeine Anwendung hier den Inbegriff von Mißtrauen, Zweifel, Oppo⸗ 
ſition, in einem Sinne mit ſich verbunden, den wir gewiß nicht hineinlegen 
wollen. 

Wenn uns nun eine Verſtändigung ehrlich und wahrhaft am Herzen liegt, 
wenn wir die Gaben der Krone und die Wünſche des Volkes in Einklang 
bringen wollen, wenn andererfeits in dem Wortlaute dieſes Ausdrucks etwas 
geſucht wird, das ſich ſtörend zwiſchen uns ſtellen könnte, warum dann, meine 
Herren, ſollten wir nicht in der ſchönen, reichen, deutſchen Sprache ein Wort 
finden, das unſere Meinung ausdrückt, ohne durch Mißtrauen zu verletzen. 
Gewiß, meine Herren, Sie werden ein ſolches Wort finden, und wenn ich 
mir erlauben dürfte, Ihnen eines vorzuſchlagen, fo wäre es das Wort „Ver⸗ 
trauen. 

Wir vertrauen dem Königlichen Worte! Wir vertrauen, daß keines un⸗ 
ſerer alten Rechte geſchmälert iſt! Wir vertrauen, daß Se. Majeftät geruhen 
werden, uns — nicht neben die Krone, ſondern neben feine Räthe in regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden Perioden zu berufen, die uns geſtatten werden, die 
Noth und die Bedürfniſſe des Volkes, ſeine Wünſche und Bitten vor die 
Stufen des Thrones zu bringen, mit der Sicherheit der Abhülfe, die nur fefte, 
nicht ſchwankende Zuftände geben können. Wir vertrauen endlich hauptſäch⸗ 
lich und vor Allem, daß Se. Majeſtät, unfer großer König, in dieſen unſe⸗ 
ren wahren und ehrfurchtsvollen Worten keine eitle Sucht nach Dppofition 
oder Popularität, ſondern die offene Darſtellung eines Zuſtandes fehen wird, 
da es von uns gewiſſenlos wäre, in diefer Halle verſchweigen oder beſchöni⸗ 
gen zu wollen. 


Geh. Staats⸗Miniſter Graf von Arnim: Ducchlauchigſter Marſchall! 
Das Wort des Redners, den wir ſo eben vernommen, welches mir den mei⸗ 
ſten Anklang in der Verſammlung zu finden ſchien, war das: „Wir wollen 
Wahrheit, klare Wahrheit ſagen!“ dem ſchließe ich mich aus voller Seele 
an; aber ich füge hinzu, wir wollen auch gewiſſenhaft nur das ſagen, was 
wir als genaue Wahrheit erkennen. Die Adreſſe, welche uns vorliegt, zer⸗ 
fällt, wie ich ſie auffaſſe, in drei weſentliche Theile. Der erſte Theil um⸗ 
fließt die beiden erſten Alinea und enthält den Dank an Se. Majeſtät; der 
zweite Theil enthält eine Erklärung, welche, wie der Schluß lautet, dienen 
toll, die ſtändiſchen Rechte zu wahren; der dritte knüpft daran Ausſichten auf 
die weitere Entwickelung des Baues, der vor uns liegt und auf die Einigkeit 
in ſeiner Fort⸗Entwickelung zwiſchen Sr. Majeſtät und ſeinem Volk. In 
Bezug auf den erfien Theil beſeelt uns vor Allem das gleiche Gefühl, nicht 
allein, daß der Dank ausgeſprochen werden müſſe, ſondern daß er auch fo 
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warm ausgeſprochen werde, als möglich. Es iſt von einem NRedner"geäußert 
worden, daß ihm die Worte nicht warm, nicht lebhaft genug erſcheinen. In⸗ 
deß ehre ich die Faſſung, die die einmal gewählte Kommiſſion dem Dank ge⸗ 
geben hat, und hege die Ueberzeugung, daß Se. Majeſtät das wahre Gefühl 
eines tiefen Dankes erkennen werde. Ich wende mich alſo zum zweiten Theile, 
von dem ich allerdings bemerke, daß er mir aus verſchiedenen Gründen, die 
ich zu erörtern genöthigt bin, große Bedenken erregt, daß ich ihm nicht in 
ſeinem ganzen Umfange beitreten kann. Zu dem dritten Theil, welcher den 
Schluß der Adreſſe berührt, bemerke ich, wie mir hier nichts enthalten zu ſein 
ſcheint, was in der Verſammlung Vedenken erregen könnte, ſich ihm anzu⸗ 
fließen. Ich komme alſo auf den zweiten Theil der Erklärung des Be⸗ 
richts, die Wahrung der ſtändiſchen Rechte, zurück und bitte für dieſen Theil 
die hohe Verſammlung, meinen Erörterungen folgen zu wollen. 

Ich halte die Art der Verwahrung, wie fie vorliegt, für eine ſpezielle 
Aufführung derjenigen Rechte, welche aus den früheren ſtändiſchen Geſetzen 
hergeleitet werden. Eine ſolche Aufführung diefer Rechte halte ich nicht 
für nöthig. Ich glaube, daß ſich derſelbe Zweck auf einem anderen Weg er⸗ 
reichen laſſe, den ich später vorzuſchlagen mir die Ehre geben werde. Ich 
halte aber auch dieſe Ausführung, wie wir ſie hier vorliegen haben, nicht für 
vollſtändig genügend begründet, nicht für reif genug, um Sr. Majeſtät als 
Ausdruck des ganzen Vereinigten Landtags vorgetragen zu werden; ich halte, 
fie endlich drittens, ich ſage es offen, für ſchädlich in dieſer gegenwärtigen 
Form. Daß ſte nicht nöthig ſei, erlaube ich mir dadurch zu unterſtützen, 
daß ich die Frage ſtelle, ob, wenn in voriger Sitzung die Frage der Adrefle 
verneint worden wäre und der Landtag ſich entſchieden hätte, keine Adreſſe 
an Se. Majeſtät zu richten, ob deshalb wohl die Rechte der ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung irgendwie verändert worden wären. Ich glaube nein. Ich glaube, 
daß, wenn das Vewußtſein oder die Anſicht in den Mitgliedern des Landtags 
lebte, daß zwiſchen den älteren Geſetzen und Verordnungen vom 3. Februar 

c. Verſchiedenheiten ſtattfinden, die ihre Rechte verletzen, dieſe Anſicht eben fo 
frei und mit gleicher Wirkung hätte ausgeſprochen werden können, es hätte 
eine Adreſſe erlaſſen werden mögen oder nicht. Ich gehe weiter. Wenn nun 
eine reine Dank⸗Adreſſe votirt worden wäre, die nichts von dieſen Erklärun⸗ 
gen enthalten, wie hätte daraus gefolgert werden können, daß die Stände ſich 
ihrer Rechte begeben wollten? hätte dieſe Dank⸗Adreſſe eine formelle Aceepta⸗ 
tion, die jede weitere Erörterung abgeſchnitten hätte, gegeben? ich glaube 
nein. Wir haben hier nicht mit kleinen Rechten und Regeln des Privatver⸗ 

kehrs, ſondern wir haben es mit Deutung großartiger politiſcher Ideen zu 
thun, und ich bin überzeugt von unſerem Könige und Herrn, daß er ſich 
nicht verſchanzen wird hinter kleinen Rechtsbehelfen, und ſo möge auch die 

Verſammlung ſich nicht daran klammern. Deshalb erachte ich eine Verwah⸗ 

rung in dieſer Form nicht für nöthig. 
Ich bemerke aber auch, daß ich fie nicht für vollſtändig begründet, nicht 
genügend vorbereitet, nicht für reif zum Beſchluſſe halte, um als Anſicht und 

Ausſpruch des Vereinigten Landtags hingeſtellt zu werden, und das müßte 

fie fein, wenn fie die Wahrheit und nicht mehr als die unbeſtrittene Wahr⸗ 
heit ſein ſollte. Es können Gefühle in der Verſammlung ſich bewegen, es 
können Anſichten darin obwalten, von denen man nach einer vorläufigen Aus⸗ 
tauſchung und Beſprechung wohl ſagen kann, dieſes oder jenes müſſe Anſicht 
der Verſammlung fein; aber um Sr. Mafeſtät dem Könige zu ſagen, es iſt 
die Anſicht der Verſammlung in geſetzlicher Weiſe, dazu gehört die auf einem 
befonnenen geſetzlichen Wege gewonnene Ueberzeugung. Betrachten wie den 

Theil der Adreſſe, von dem ich ſprach, ſo finden wir, daß ſie eine Aufzäh⸗ 
lung gewiffer Veſtimmungen ſtändiſcher Geſetze früherer Zeit enthält und daran 
Folgerungen knüpft; er ſagt zunächſt, daß die jährliche Rechnungslegung, 
welche den Reichsſtänden zugeſtchert iſt, ihre periodiſche Einberufung verlangt. 
Ihre pekiodiſche Einberufung ift, ich erkläre es offen, auch mein Wunſch und 
meine Anficht. Wenn eine reichsſtändiſche Verſammlung wohlthätig wirken 
ſoll, muß ſte periodiſch wiederkehren. Aber, meine Herren, ich ehre auch die 
Meinung derjenigen, welche dieſe Anſicht nicht theilen, und iſt denn die Frage 
ſchon entſchieden, ob der geſammte Vereinigte Landtag dieſe Anficht in der Weiſe 
theile, wie fie nach meiner Anſicht maßgebend fein ſoll? noch vielmehr könnte 
die Frage zweifelhaft fein. ob denn aus der periodiſchen Zuſammenberufung 
der Reichsſtände zur Rechnungslegung etwas Weiteres folge, als eben die 
Abnahme der Rechnung, und wenn man alſo auf dieſen Punkt ein ſolches 
Gewicht legen will, um ſie als Verwahrung einzulegen, jo muß man ſich 
auch auf die andere Seite ſtellen, auf welcher geſagt werden kann: „Dann 
könnt ihr auch nichts weiter verlangen, als blos für die Rechnungslegung 
verſammelt zu ſein.“ Ich muß erklären, daß ich nicht für ſolche Deuteleien 

bin, aber man darf auch zur Verwahrung und Klauſulirung aus älteren Ge⸗ 
ſetzen nicht Folgerungen herleiten, die darüber hinausgehen. Es iſt ferner 
der Punkt wegen der Domainen berührt worden, ich beziche mich darauf, 
daß in der Verſammlung Feb die eine Anſicht über Auslegung der Beſtim⸗ 
mung, im Miniſterium die andere Anſicht geltend gemacht hat, und ich 
frage, ob wir vorbereitet genug find, um darüber unfere Anſicht Sr. Maje⸗ 
ſtet dem Könige vorlegen zu können. Ich habe zwar eine Anſicht darüber, 
aber ſie iſt noch nicht befeſtigt genug, daß ich ſie dem Landtage empfehlen 
könnte, dazu bedarf es auch Erörterungen, Entwickelungen, Debatten und 
Beſchlußnahme. Keines von allen dem tft geſchehen. Es iſt ferner geſagt, 
daß, weil den Provinzial⸗Landtagen, ſo lange keine allgemeine Stände⸗Ver⸗ 
ſammlungen beſichen, die allgemeinen Geſetze vorgelegt werden follen, fo dürf- 
ten ihnen, nachdem dieſe befichen, keine allgemeinen Geſetze mehr vorgelegt 
werden. Ich wiederhole es, ich ehre die Anſicht, die dies folgert, ich kann 
ihr aber nicht folgen, fe geht zu weit; denn es findet ſich eine Beſtimmung, 
die da ſagt: „ſo lange keine allgemeine ſtändiſche Verſammlung beſteht, 
dürfen die Provinzial-Landtage verlangen, daß nicht ohne ihre Berathung ein 
allgemeines Geſetz gegeben werde“; daraus iſt nicht zu folgern, daß, wenn 
fie beſteht, nun auch dergleichen Geſetze den Provinzial⸗Landtagen nicht mehr 
zum definitiven Rathe vorgelegt werden können. Ich glaube wenigſtens einen 

„Theil der Verſammlung für dieſe Anſicht in Anſpruch nehmen zu können, 
und das genügt, um zu zeigen, daß die entgegengeſegte Anſicht nicht als An⸗ 
ſicht des Landtags mit Recht Sr. Majeſtät dem Könige vorgelegt werden 
kann; viertens iſt geſagt, daß der Vereinigte Landtag in den ihm als reichs⸗ 
ſtändiſche Verſammlung übertragenen Funktionen durch andere ſtändiſche Kör⸗ 
perſchaften rechtskräftig nicht vertreten werden könne; ich glaube mich der Zu⸗ 


ſtimmung der hohen Verſammlung faſt verfichert halten zu dürfen, wenn ich 
behaupte, daß hierin die Adreſſe zu weit geht, wenn ſie dem Vereinigten 
Landtage ein Recht beſchränkt, welches ich ihm zu vindiziren mich verpflichtet 
halte. Ich glaube, daß, wenn der Landtag in feiner Machtvollkommenheit 
einem Theil deſſelben irgend eine Funktion ſpeziell überträgt, dieſer unbedingt 
mit Vollmacht verſehen iſt, zu handeln an Stelle ſeines Machtgebers, und 
ich zweifle nicht, daß im Laufe der Jahre der Landtag wohl in die Lage 
kommen kann und wird, Einzelnen aus ſeiner Mitte Vollmachten zu erthei⸗ 
len, die nicht für den ganzen Umfang ſeiner Rechte, ſondern für einzelne 
Rechte gelten. Wenn gegenwärtig, noch auf den dritten Punkt kommend, 
ich die Adreſſe in dieſer Faſſung für ſchädlich erkenne, jo muß ich bemer⸗ 
ken, daß, wenn die Versammlung meiner Anſicht beitreten ſollte, daß die 
Boſchlüſſe noch nicht vollkommen reif ſeien, daß die Folgerungen ſich noch 
nicht als eine unumſtößliche Anſicht des Vereinigten Landtags ergeben haben, 
daß es dann gewiß ſchädlich iſt, nicht vollkommen reife Anſichten in die Adreſſe 
an Se. Majeſtät aufzunehmen, und ich lomme auf die Frage zurück: halten 
wir es für möglich, dieſe Beſchlüſſe im Laufe der Adreß⸗Debatte zur Reife 
zu bringen? Müßten nicht alle dieſe Punkte der allerſorgfältigſten Erwägung 
unterliegen? Welche Zeit würde es erfordern, um dieſe Fragen, deren äußerſte 
Spitzen heute blos berührt worden find, bei denen ſchon die verſchiedenſten 
Differenzen zwifchen den Anſichten der Stände und denen der Regierung ſich 
geltend gemacht haben, die ſich hier nur in allgemeinen Grundzügen bewegt 
haben; welche Zeit würde es erfordern, die Fragen zu erörtern und zu der 
Reiſe zu bringen, die ſie bedürfen, um hier niedergelegt werden zu können; 
ich kenne keinen Weg, der dahin führen könnte. Schädlich nenne ich aber 
auch das, was vielleicht unter anderen Umſtänden nur überflüſſig genannt 
werden könnte. 

Ich habe mir zu zeigen erlaubt, weshalb ich dieſe Art von Wahrung 
nicht für nöthig und, weil ſie nicht nöthig, nach meiner Meinung für über⸗ 
ſlüſſig halte, darum halte ich fie im vorliegenden Falle für ſchädlich; denn es 
gilt hier nicht die Regel, daß Ueberflüſſiges nicht ſchade, ſondern in der erſten 
Anſprache der Stände an Se. Majeſtät iſt gewiß Alles, was darin überſlüſ⸗ 
ſig, nicht dahin gehörig; und es ſchadet dem Charakter dieſer Anſprache, es 
ſchadet dem Eindrucke, den ſie auf das Volk machen ſoll. Zweifelt einer von 
Ihnen, meine Herren, an der Wichtigkeit dieſes Aktes, an der Wichtigkeit 
dieſes Dorumentes? Die Thronrede hat gewiß die Aufmerkſamkeit von Preu⸗ 
ßen, Deutſchland, von Curopa auf ſich gelenkt; aber wird nicht unſere erſte 
Anſprache an Se. Majeftät den König auch die Aufmerkſamkeit von Preußen 
Deutſchland und Curopa auf ſich lenken; glauben Sie nicht, daß Alle jest 
ſchon geſpannt harren, wie die Stände ſich äußern werden, und fühlen wir 
nicht, daß, wenn es ſich handelt von Preußens Fortſchritt, Alles, Alles dar⸗ 
auf ankommt, ihn zu ſichern? Glauben Sie nicht, daß diejenigen, die ihn 
wünſchen, ſeine Freunde, innigſt bekümmert werden würden, über Alles, was 
in Frage geſtellt wird, und diejenigen, die ihn nicht wünſchen, ſich freuen 
würden, wenn die Stände etwas thäten, was ihn in Frage ſtellt? Ich glaube 
gewiß, daß dem ſo iſt; und ich glaube ferner, daß Sie durch eine Verwah⸗ 
rung der Art, wie ſie hier liegt, allerdings dieſen Weg in Frage ſtellen. 

Siebenundzwanzig Jahre ſeit dem Geſetze, das heute ſo oft genannt 
wurde, find verfloſſen, ehe die Könige Preußens ſich darüber entſchieden, wel⸗ 
ches die Form der reichsſtändiſchen Verfaſſung fein ſoll, welche Form die der 
Vertretung? Sieben Jahre hat unſer jetzt regierender Herr gebraucht, um 
darüber mit ſich und ſeinen Räthen zum Ziele zu gelangen. Um Alles in 
der Welt wollen wir nicht wünſchen, daß dieſes ſchwer und langſam erreichte 
Ziel wieder in Frage geſtellt werde. Wenn es aber darum Ernſt iſt (und 
weiß Gott, mir iſt es Ernſt darum, obgleich ich an der Faſſung nicht Theil 
genommen habe), der ſtelle es nicht in Frage: in dem er in demſelben Augen⸗ 
blickt an ſeine Gewährung die Bedingung der Verwahrungen knüpft, die mit 
den ausdrücklichen Worten bezeichnet ſind, daß zwiſchen dem, was gewährt 
iſt, und dem, was die Stände für nöthig halten, noch Lücken ſind. Liegt 
denn darin nicht eine nur bedingte Anahme. Ich habe geſagt und wiederhole 
es, ich glaube nicht, daß die Regierung an kleine Rechtsbehelfe ſich klammert, 
ich hoffe nicht, daß die ſtändiſche Verſammlung an ſolchen Rechtsbehelfen hält, 
aber halten Sie es für nöthig, durch verklauſulirte, ſpeziell gefaßte Verwah⸗ 
rung ſich zu ſichern? Mit welchem Rechte verlangen Sie von der Krone, 
daß fie das beſtehen laſſen ſoll, was fie gab, während fie nicht als rechtsbe⸗ 
ſtändig, betrachten ſoll, was Sie nicht als rechtsverbindlich gelten laſſen wollen? 

Die Verhandlungen werden lehren, ob irgendwo die Rechte im Verhält⸗ 
niß zu früheren Geſetzen beeinträchtigt ſind; die Verhandlungen werden leh⸗ 
ren, was der Vereinigte Landtag für nöthig hält, ſobald er die Mittel zur 
Ausfüllung der Lücke, die er erkannt, reiflich erwogen hat; wir haben in der 
heutigen Sitzung vernommen, daß des Königs Majeftät hierzu nicht abgeneigt 
fei. Wir haben auch ohnedies das Vertrauen, daß Se. Mafeſlät auf geeig- 
nete Weiſe die Lücken auszufüllen bereit fein werde, wenn Ihm die Vor⸗ 
ſchläge dazu gemacht werden. Darum wünſche ich und bitte dringend, ſtellen 
wir nicht das in Frage, was wir Alle zu erhalten wünſchen, und verkennen 
wir es nicht, daß wir es in Frage ſtellen, indem wir uns in dieſer Weiſe 
verwahren. Aber, meine Herren, ſelbſt abgeſehen von dieſem Rechtspunkte, 
der in der Adreſſe nur eben die eigene Stellung, nicht aber die Stellung deſ— 
fen im Auge hat, der auch Rechte in dieſer Beziehung beſitzt, und der eben deshalb 
ſich veranlaßt finden könnte, was Er hochherzig gegeben hat, wieder in Frage 
zu ftellen. Bedenken wir, daß wir auch Gefühle zu ehren haben, daß es in 
der Adreſſe ſich nicht davon handelt, Gegenſtände materieller Art zur Sprache 
zu bringen, ſondern nur Gefühle der Verſammlung gegen Se. Majeftät aus⸗ 
zuſprechen, und dieſe Gefühle werden nicht ausgeſprochen in dieſem Saale 
von Mund zu Mund, von Mund zu Ohr, nein, ſie werden ausgeſprochen 
vor Europa, und da behaupte ich, wenn einſt die Geſchichte die ſtändiſche 
Verſammlung richten wird, ſo wird fe eine Verſammlung hochſtellen, die ſich 
ſelbſt hochſtellte durch weiſe Mäfigung in ſolchem Augenblick. Noch eins, 
blicken wir auf Preußens Verfaſſung, fie unterſcheidet ſich weſentlich von der 
anderer Nationen. Dieſe haben ſich fortgebildet in ihren Zuſtänden, in ein⸗ 
zelnen Perioden durch Umwälzungen, Preußen aber hat ſich fortgebildet durch 
Reformen; Preußen hat den großen Vorzug, daß es alle die traurigen Er⸗ 
fahrungen, die von lenet Art des Fortſchrütts begleitet fin, nicht durchzuma⸗ 
chen gebraucht hat, ſondern es iſt auf dem Wege der Form zu dem gekommen, 
was es beſitzt, und auf dieſem Wege wollen wir weiter gehen, und auch unſer 
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Königlicher Herr ift geſinnt, auf demſelben weiter zu gehen; bamit er das 
aber könne, muß er frei gehen auf dem Wege, wie es einem Monarchen 
geziemt. Denn eine Gabe, die nicht aus freiem Herzen gegeben wird, ſie 
möchte an ſich gut ſein, ſie trägt aber keine guten Früchte. Ihm mit aller 
Lebendigkeit und Aufrichtigkeit zu ſagen, was wir wünſchen, das wollen wir, 
aber, meine Herren, in der Adreſſe auf dieſe Weiſe ausgeſprochen, iſt es 
nicht ein Wunſch, ſondern ein Fußen auf ein Recht. Der König kann dann 
nur ſagen, entweder: die Stände haben recht, oder: Ich, und wenn er die 
Rechte der Stände anerkennt, ſo würde er nicht ſo frei erſcheinen, wie ich glaube, 
daß es wünſchenswerth iſt. 
gemacht hat, es iſt der Gang, der etwas langſamer, aber um ſo ſicherer zum 
Ziele führt. Wenn ich mir nun noch einen Blick erlauben darf auf diejeni⸗ 
gen, denen wir Rechenſchaft zu geben haben von unſeren Handlungen, ſo 
weiß ich, daß gerade dieſer Blick Vielen von ihnen die Frage ſtellt, ob eine 
ſolche Wahrung der Rechte nöthig ſei. Ich ehre dieſe Anſicht; aber, meine 
Herren, werden auch nicht diejenigen Kommittenten, an die Sie in dieſem 
Augenblicke denken, von Ihnen erwarten, daß ſie alle die Rückſichten neh⸗ 
men, die genommen werden müſſtn, um dem Werke, auf dem wir fortbauen 
wollen, vollſtändige Sicherheit zu verſchaffen. Würden dieſelben Kommitten⸗ 
ten uns nicht anklagen, wenn wir durch ein Zuweitgehen dieſe Sicherheit ge 


fährdet hätten; blicken wir nicht allein darauf, daß fie mit Freuden eingehen 


auf die erregten Bedenken, ob dieſes oder jenes Recht gewährt iſt, ſondern 
blicken wir auch darauf, daß eine Verwahrung der Rechte in einer Weiſe, 
die Sr. Majeſtät dem Könige ſchmerzlich fein muß, von vornherein das Ver⸗ 
hältniß trübt, auf deſſen Beſtehen wir unſere beſten Hoffnungen und unſer 


beſtes Vertrauen ſetzen müſſen. Aus dieſen Gründen ſchlage ich vor, zu der 


# 


Lücken auszugleichen, daß dann 


vorliegenden Adreſſe ein Amendement in Erwägung zu ziehen, welches mit 
Genehmigung des Marſchalls Ihnen vorzutragen ich mir die Ehre geben werde. 
Von der Stelle, wo es heißt: »nachdem Ew. Majeſtät ꝛc «4 bis zu der 
Stelle: »an den Thron niederzulegen«, würde ich vorſchlagen, folgende Er- 
klärung zu ſetzen: (Lieſt vor) 
»Zu Ew. Königlichen Majeſtät hegen wir das Vertrauen, daß Aller- 


höchſtdieſelben es nicht als einen Mangel an Dankbarkeit betrachten werden, 


wenn wir im Laufe unſerer Verhandlungen auf diejenigen Punkte der Ver 
ordnungen vom 3. Februar d. J. näher eingehen, in welchen Viele unter 
uns die volle Uebereinſtimmung mit den älteren Gefetzen vermiſſen. Denn, 
damit Ew. Königlichen Majeſtät getreue Stände dem Throne eine wahrhafte 


Stütze ſein, damit wir Ew. Königlichen Majeſtät wirkſam mithelfen können, 


zum Heile und Gedeihen unſeres theuren Vaterlandes, muß in denen, die 
wir vertreten, die Ueberzeugung leben, daß uns, — wie die Ehre und die 
Kraft der Krone, — fo auch die uns von unſeren Königen verliehenen ſtän— 
diſchen Rechte theuer ſind, daß wir beide als unſchätzbare Kleinode bewahren 
und pflegen. 

„Sollte der Landtag durch feine Berathungen, ſollten Ew. Königliche 
Majeſtät durch ſeine ehrfurchtsvoll vorzutragenden Gründe ſich von dem Vor⸗ 
handenſein ſolcher Abweichungen zwiſchen den älteren und den gegenwärtigen 
Geſetzen überzeugen, ſo zweifeln wir nicht, daß Ew. Königlichen Majeſtät 
Weisheit und Gerechtigkeit die Wege erwählen werde, welche zu ihrer Aus⸗ 
gleichung in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren Weiſe führen, 


der Wohlfahrt, die auf der Stärke des monarchiſchen Prinzips und auf einem 
ſicheren und geordneten ſtändiſchen Rechtsboden beruht.“ 5 

Dies iſt der Vorſchlag, den ich an die Stelle jener ausführlicheren Aus⸗ 
einanderſetzung zu ſetzen bitte. f 

Ich wage ihn mit kurzen Worten näher zu begründen. Derſelbe entfernt 
ein Wort, was ſchon von einem früheren geehrten Redner als ein ſolches 
angedeutet iſt, welches die Gefühle wiedergeben ſoll, die die Thronrede auf 
den Landtag gemacht hat; ich glaube nicht, daß es in der Beſchlußnahme 
der Verſammlung lag, dies in die Adreſſe zu legen. Abgeſehen von dieſem 
formellen Grunde, appellire ich an das, was der letzte Redner ſagte, der ſich 
ſo gefühlvoll äußerte; ich nehme dieſen Punkt als erledigt an Es tritt in 
dem Amendement ferner an die Stelle ſpezieller Aufführung der Folgerungen 
aus älteren Geſetzen die allgemeine Andeutung an Se. Majeſtät, daß unter 
uns Männer ſind, welche im Patent die volle Uebereinſtimmung mit den Ge⸗ 
ſetzen vermiſſen, deren Anſichten ich ehre. Aber es iſt meine Anſicht, daß die 
allgemeine Andeutung dem Zwecke genügt, den die Verſammlung haben kann, 
und dieſer Zweck kann kein anderer fein, als Se. Majeſtät vorzubereiten, daß 
derartige Punkte noch zur Erörterung kommen werden, ſo daß man nicht 
ſagen kann, wenn künftig Punkte in dieſer Art erörtert werden, es falle auf, 
daß die Stände ihren Dank ausgeſprochen und kein Wort erwähnt haben, 
daß in dem neuen Geſetze Dinge enthalten ſind, die bei einem Theile der 
Mitglieder Bedenken erregen. 

Wenn ich hoffe, daß ein Theil der Verſammlung eine Befriedigung finden 

wird, dergleichen zu ſagen, ſo halte ich ſchon deshalb für rathſam, es zu thun. 

Findet man einen beſſeren Ausweg an dieſer Stelle, ſo iſt das eine Sache 
der Anſicht. Aber das Weſentliche iſt nur dieſe Erklärung, dieſe Andeutung, 
und ich weiß ſie nicht anders zu geben. 

Es iſt dadurch noch nicht entſchieden über alle Folgerungen. Die Anſicht 
der Einzelnen über dieſelben kann nicht angenommen werden, ehe ſie nicht 
die Stadien der reiflichen Prüfung durchlaufen hat. Wir können alſo nichts 
weiter ſagen, als daß Mitglieder im Landtage vorhanden ſind, »welche die 
volle Uebereinſtimmung des Patents mit den älteren Geſetzen vermiſſen,« ohne 
etwas Weiteres zu ſagen, weiß ich nicht, und etwas Anderes können wir auch für 
jetzt noch nicht ſagen. Es iſt ferner gefagt, daß uns die ſtändiſchen Rechte 
theuer find, daß wir fie bewahren und pflegen werden, und dies hat uns 
der König ſelbſt empfohlen. Dies können und müſſen wir ſagen, und wir 
werden unſeren Kommittenten gerecht werden, wenn wir ſagen, wie wir diefe 
unſchätzbaren Kleinodien wahren und pflegen werden Wir deuten ferner an, 
daß, wenn der Vereinigte Landtag durch feine Berathung zu der Ueberzeu— 
gung kommt, daß ſolche Abweichungen zwiſchen den älteren und den gegen⸗ 
wärtigen Verordnungen beſtehen, wie ſie erwähnt ſind, und wenn Se. Ma⸗ 
jeſtät durch die Gründe des Landtags, von welchen in der Adreſſe nicht die 
Rede ſein kann, davon überzeugt werden und es ſich darum handelt, dieſe 
die Weisheit und Gerechtigkeit des Königs 
Wege finden wird, die zur Ausgleichung führen. Der Herr Landtags⸗Kom⸗ 
miſſar hat uns heute darin beſtärkt, und (erlauben Sie mir zum erſten⸗ und 


Alſo bleiben wir auf dem Gange, der Preußen groß. 


letztenmale von meiner Perſon zu reden) zich habe die Ehre gehabt, 20 Jahre 
dem Staate unter dem hochſeligen und dem jetzt regierenden Könige zu die⸗ 
nen und 3 Jahre zu den Räthen unſeres jetzt regierenden Königs Majeftät 
zu gehören, und ich müßte lügen, wenn ich ſagen wollte, daß der König nicht 
die aufrichtigſte und freudigſte Theilnahme an der ſtändiſchen Entwickelung 
gefunden und nicht geneigt wäre, das, was auf rechtlichem Boden gewünſcht 
worden, mit wahrhaft Königlichem Willen zu erfüllen. Nicht als früherer 
Diener der Krone, nicht als Bürger allein, ſondern als unabhängiger preu⸗ 
ßiſcher Landſtand, der nicht allem die Rechte des Einen, ſondern auch die 
Rechte des Andern ehrt, als folder habe ich es für nöthig gehalten, die bei— 
den weſentlichen Grundlagen, auf welchen Preußen ruht, hervorzuheben. Sie 
ſind: die Stärke des monarchiſchen Prineips und ein ſicherer und geordneter 
ſtändiſcher Rechtsboden, und, wenn dieſe Erklärung niedergelegt wird, iſt 
Alles gethan, um die Rechte der Stände zu wahren, und wer dann kommen 
und ſagen wollte: ihr habt euch nicht vorgeſehen, nicht genug verwahrt, der 
würde nicht im Rathe des Königs ſitzen, weil der König ſolchen nicht hinein 
berufen würde, der würde nicht in dieſer Verſammlung ſitzen, weil er unſere 
Achtung nicht haben könnte. a 

Wenn die Verſammlung ſich meiner Anſicht anſchließt, wie ich dringend 
wünſche, nicht um einen Funken perſönlicher Eitelkeit, ſondern weil ich, ſoweit 
ich Se. Majeſtät und das Volk kenne, glaube, daß dies der Weg zum Frit⸗ 
den, zum Heile iſt, wenn er angenommen werden ſollte, ſo würde der Schluß 
der Adreſſe ſich an mein Amendement mit der Verändeuung eines einzigen 
Wortes anſchließen können, welches nicht in materieller Beziehung, ſondern 
lediglich des Klanges wegen von mir vorgeſchlagen wird, um eine Wieder⸗ 
holung des Wortes »Boden,« zu vermeiden. 

Eine Stimme aus den cheinifhen Ständen: Ich bitte das vor⸗ 
geſchlagene Amendement noch einmal vorzuleſen. 

Miniſter Graf von Arnim: Ich erlaube mir, die Dank-Adreſſe fo vor⸗ 
zuleſen, wie ſie im Ganzen lauten würde. 

(Lieſt vor.) 
Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr! 

Ew. Königliche Majeſtät haben ſeit Allerhöchſtihrem Regierungs-Antritt 
auf eine edle Entfaltung des National-Lebens unabläſſig hingewirkt und 
dankbar erfreut ſich das Land des Segens, den eine lebendigere Theilnahme 
des Volkes an den öffenlichen Angelegenheiten gewährt. Eine neue höhere 
Stufe hat ſich dieſer Theilnahme erſchloſſen; das Vedürfniß eines ſtändiſchen, 
der Einheit des Staates förderlichen Geſammtorgans erkennend, geruheten Ew. 
Königliche Majeſtät, die Stände aller Provinzen zu einem Vereinigten Land⸗ 
tage zu berufen. Ew. Majeſtät haben aus freiem, wahrhaft Königlichem 
Entſchluß einen großen Schritt gethan, und wir erfüllen eine erfie heilige 
Pflicht, indem wir in unwandelbarer Anhängigkeit an Ew. Königlichen Ma⸗ 
jeſtät Perſon und Haus den Dank eines treuen Volkes am Throne nieder⸗ 
legen 
Durch den hohen Geiſt feiner Fürſten und die Kraft der Volks⸗ Geſin⸗ 
nung ward das Vaterland emporgehoben; auch fein ferneres Gedeihen beruht 
auf dieſer Gemeinſamkeit. Sie hat ſich darin neu bewährt, daß Ew. König⸗ 
liche Majeſtät in dem Allerhöchſten Patente vom 3 Februar d. J. die Ab⸗ 
ſicht kundgaben, fortzubauen auf den von des hochſeligen Königs Majeſtät 
erlaſſenen Geſetzen, an welchen das Volk als an dem wohlerworbenen Erbe 
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u Ew. Königl. Majeſtät hegen wir das Vertrauen, daß 9 öchſtdi 
ſelben es nicht als einen Mangel an Dankbarkeit 1 
wir im Laufe unſerer Verhandlungen auf diejenigen Punkte der Verord⸗ 
nungen vom 3. Februar d. J. näher eingehen, in welchen Viele unter uns 
die volle Uebereinſtimmung mit den älteren Geſetzen vermiſſen. Denn damit 
Ew. Königl. Majeſtät getreue Stände dem Throne eine wahrhafte Stütze 
ſein, damit wir Ew. Königl. Majeſtat wirkſam mithelfen können, zum Heile 
und Gedeihen unſeres theuren Vaterlandes, muß in denen, die wir vertreten 
die Ueberzeugung leben, daß uns, — wie die Ehre und die Kraft der Krone, 
— 19 aud die uns von unſeren Königen verliehenen ſtändiſchen Rechte theuer 
find, daß wir beide als unſchätzbare Kleinode bewahren und pflegen. 

Sollte der Landtag durch feine Berathungen, ſollten Ew. Königliche 
Majeſtät dnrch feine ehrfurchtsvoll vorzutragenden Gründe ſich von dem Vor- 
handenſein ſolcher Abweichungen zwiſchen den älteren und den gegenwärtigen 
Geſetzen überzeugen, fo zweifeln wir nicht, daß Ew. Königl. Majeſtät Weis⸗ 
heit und Gerechtigkeit die Wege erwählen werde, welche zu ihrer Ausgleichung 
in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren Weiſe führen, der Wohl⸗ 
fahrt, die auf der Stärke des monarchiſchen Prinzips und auf einem ſicheren 
und geordneten ſtändiſchen Rechtsboden beruht. f i 

Vertrauensvoll richtet ſich unſer Blick auf den hochherzigen Fürſten, der 
uns in ſeiner Weisheit um ſich verſammelte, damit die Macht der Krone 
mit der gedeihlichen Wirkſamkeit der Stände auf unerſchütterlichem Grunde 
ſich verbinde. Ew. Königl. Majeſtät Selbſt haben das Recht als dieſen Bo⸗ 
den bezeichnet und das fürſtliche Wort geſprochen: zwiſchen uns ſei Wahr⸗ 
heit! Wir leben der freudigen Zuverſicht, daß auf ſolchen Grundlagen der 
Bau der vaterländiſchen Zukunft immer ſchöner ſich erheben werde. Dann 
iſt die Macht der Krone feſt begründet, denn ſie wurzelt in dem ſtttlichen 
Bewußtſein der Nation; dann iſt dem Preußiſchen Volke ein vor den ſozialen 
Gefahren der Gegenwart geſicherter Entwickelungsgang gewährt; unter den 
Segnungen einer kräftigen monarchiſchen Regierung wird es der Güter eines 
freien, öffentlichen, alle Klaſſen des Volkes erhebenden Staatslebens t eilhaf⸗ 
tig werden und, in Liebe und Treue geſchaart um ſeinen Königlichen Saber, 
der großen Veſtimmung entgegengehen, zu welcher die Vorſehung den Preu- 
ßiſchen Staat und mit ihm das geſammte deutſche Vaterland berufen hat. 

In tieffter Ehrfurcht Ew. Königl. Majeſtät 

allerunterthänigſt treugehorſamſte ; 
Die zum Vereinigten Landtag verfammelten Stände. 

Der Marfhall: Der Vorſchlag wird zur Abſummung kommen, wenn 
er die geſetzliche Unterſtützung finden wird. 

(Die meiſten Mitglieder erheben fid.) ; : 

Die Zuſtimmung iſt ſo bedeutend, daß es keinem Zweifel untetliegen wird, 
daß wir ſchon jetzt zur Abſtimmung ſchreiten können. 

(Vielſeitiger Widerſpruch.) Schluß folgt) 


